
AUTONOME PROVINZ

BOZEN -SÜDTIROL

DEKRET DES LANDESHAUPTMANNS

vom 23. Februar 2009, Nr. 10
(Registriert beim Rechnungshof am 23.3.2009,Register 1,Blatt 6)

Durchführungsverordnung zum Artikel 10 des
Landesgesetzes vom 21. Juli 1977, Nr. 21:
«Schul baurichtlinien»

DER LANDESHAUPTMANN

hat den Beschluss der Landesregierung Nr. 276 vom
2.2.2009 zur Kenntnis genommen und

erlässt

folgende Verordnung:

Durchführungsverordnung zum Artikel 10
des Landesgesetzes vom 21. Juli 1977, Nr. 21:

"Schulbaurichtlinien"

Artikel 1
Anwendungsbereich der Verordnung

1. Für die Planung von Neubauten, Umbauten
und Ausbauten von Kindergärten und von Grund-,
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Mittel- und Oberschulen, einschließlich der Kunst-
und der Berufsschulen, im Zuständigkeitsbereich des
Landesund der Gemeinden und von privaten Kinder-
gärten und Schulen, welche den öffentlichen Schulen
gleichgestellt sind oder von der öffentlichen Hand
gefördert werden, gelten die Richtlinien für den
Schulhausbau laut Anhang A und dazugehörigen Ta-
bellen. .

2. Die Rechtsvorschriften des Landesgesetzes
vorn 21. Mai 2002, Nr. 7/..Bestirnmungen zur Förde-
rung der Überwindung oder Beseitigung architektoni-
scher Hindernisse", in geltender Fassung, gelten so-
wohl für die Außen- als auch für die Innengestaltung.

Dieses Dekret wird dem Amtsblatt der Region
veröffentlicht. Jeder, dem es obliegt, ist verpflichtet,
es zu befolgen und für seine Befolgungzu sorgen.

Bozen,23.Februar2009

DER LANDESHAUPTMANN
1. DURNWALDER

KAPITEL I

Allgemeines

1. Anwendungsbereich

(1) Die Autonome Provinz Bozen erlässt mit dieser
Verordnung Richtlinien für den Schulhausbau.
Diese gelten für Neubauten, Umbauten und Aus-
bauten von Schulgebäuden laut Absatz 3.

a

(2) Mit diesen Schulbaurichtlinien soll den planem
und Planerinnen, den Projektanten und projek-
tantinnen, den Bauherren und den Nutzern und
Nutzerinnen ein brauchbares Instrument in die
Hand gegeben werden. Sie bilden die Grundlage
für die Planung und Verwirklichung eines funk-
tionellen, urbanistisch und architektonisch ge-
lungenen Bauwerkes, das sowohl schulischen als
auch außerschulischen Bedürfnissen -gerecht
wird.

(3) Diese Verordnung beinhaltet die Richtlinien für
den Bau von Kindergärten und von "Grund-,Mit-
'tel- und Oberschulen, einschließlich der Kunst-
schulen, im zuständigkeitsbereich des Landes
und der Gemeinelen.Diein dieser Verordnung für
die Oberschulen vorgegebenen Merkmale und
Maßeinheiten gelten auch für die Berufsschulen.

(4) Die Richtlinien gelten auch für den Bau von pri-
vaten Kindergärten und Schulen, welche den öf-
fentlichen schulen gleichgestellt sind oder von
der t;)ffentlichenHand gefötdert werden.

\
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(5) Die Richtlinien betreffen das Schulhaus selbst,
die Turnhallen, die Schwimmbäder und die für
den Schulbetrieb erforderlichen Außenanlagen
wie Spiel-und Sportflächen.

(6) Hinsichtlich der Finanzierung der Schulhausbau-
ten bleiben die auf diesem Gebiet geltenden Be-
stimmungen aufrecht. Von der Landesregierung
wird nur jener Aufwand finanziert, der den
Schulbaurichtlinien entspricht.

2. Außerschulische Nutzung von Schulanlagen

(1) Die Schule soll eine Einrichtung sein, die nicht
nur den Schülern und Schülerinnen zur Verfü-
gung steht, sondern möglichst vielseitig auch als
Bildungsstätte für die Bevölkerungdient.

(2) Es ist wirtschaftlich kaum vertretbar für jede
Benutzergruppe eigene Bauten zu errichten. Da-
her ist es sinnvoll, ein einziges Schul- und Bil-
dungszentrum für die gesamte Siedlungsgemein-
schaft zu bauen. Dieses soll sowohl Kindergar-
ten, Grundschule und eventuell Mittelschule als
auch Kinderhort, Räume für die Jugendarbeit,
Räume für Vereine und für Freizeittätigkeit sowie
Räume für kulturelle Veranstaltungen und Sport-
anlagen beherbergen.

(3) Alle schulischen Einrichtungen sollen auch au-
ßerschulisch genutzt werden, soweit sie den all-
gemeinen gesetzlichen Vorgaben entsprechen
und dazu geeignet sind.

(4) Bei schulischen Einrichtungen, die auch außer-
schulisch genutzt werden wie Turnhalle, Biblio-
theken, Aula Magna, Mensa u.Ä.. sind eigene Zu-
gänge von außen zu planen. Ebenso müssen in-
terne Absperrrnöglichkeiten zu den übrigen
Schulräumen vorgesehen werden.

(5) Die Kindergärten sollen nur für Kinder im Vor-
schulalter und deren Eltern zugänglich sein. In
der Sommerferienzeit stehen sie nur dieser
Gruppe für Initiativen zur Verfügung.

(6) Im Sinne eines sparsamen Umganges mit dem
verfügbaren Grund sind Sport-, Spiel- und Park-
plätze der Schulen in der unterrichtsfreien Zeit
auch öffentlich zu nutzen.

(7) Für die außerschulische Nutzung der Schulge-
bäude sind die diesbezüglichen Verordnungen zu
berücksichtigen.

3. Allgemeine Anforderungen an die Lage des Schul-
hauses

(1) Die Schulanlage soll möglichst innerhalb des
Wohngebietes liegen.
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(2) Das Schulhaus soll in klimatisch günstiger Lage
ohne Beeinträchtigung durch Rauch, Staub, Lärm
und Gerüche errichtet werden.

(3) Der Standort soll aus Kostengründen in hydro-
geologisch stabiler Lagegewählt werden.

(4) Die Schulanlage soll gut besonnt sein. Nordhänge
und schattige Waldränder sind ungeeignet.
Windausgesetzte Standorte sind zu vermeiden.

(5) Die Anordnung der Lehr- und Lernräume soll so
gewählt werden, dass eine Ablenkung durch äu-
ßere Einflüssevermieden wird.

(6) Verschiedene Gebiete des Landes weisen erhöhte
Radonkonzentration auf. Das geologische Gut-
achten muss darauf hinweisen und die erforder-
lichen Vorbeugungsmaßnahmen anführen.

(7) Die Eignung des Standortes ist auch unter dem
Gesichtspunkt des Schutzes vor elektromagneti-
schen Feldern zu prüfen. Die Errichtung von
neuen Schulgebäuden in der Nähe von Hoch-
spannungsleitungen oder anderen umweltverseu-
chenden Anlagenist zu vermeiden.

(8) Die Errichtung von Transformatorenkabinen im
Innern von Schulgebäuden ist nur bei einer Min-
destentfernung von 10 m von jenen Räumen, in
denen ein längerer Aufenthalt von Personen vor-
gesehen ist, gestattet. Von dieser Mindestentfer-
nung kann bei erwiesener Notwendigkeit abge-
sehen werden, wenn entsprechende Vorbeuge-
maßnahmen getroffen werden.

4. Schulen mit unterirdischen Bauteilen -

(1) Fachunterrichtsräume,Werkräume. und Werk-
stätten, Turnhallen, Bibliotheken, Aula Magna,
Mensa, u.a., können zum Teil oder zur Gänze un-
terirdisch gebaut werden, wenn:
a) das Areal für einen oberirdischen Bau nicht

ausreicht und !<einegenügend große Freiflä-
che verfügbar ist;

b) durch eine oberirdische Erweiterung der
Schulkomplexfunktionell beeinträchtigt wür-
de;

c) im Umkreiskein geeignetes Grundstück ver-
fügbar ist, das mit dem Bestand vElrbunden
werden kann.

(2) Bei der Projektierung von unterirdisc;hen RäumeD
müssen gute Lebensqualität und ein angenehme~
'Raumklima gewährleistet werden. Nichtakzep-
tanz, Klaustrophobie und andere Formen vor
Unwohlbefinden.müssen vermieden werden. Be-
sondere Aufmerksamkeit' muss der Abdichtun!
gegen Erdfeuchtigkeit und der Dämmung de:
Dachflächen gewidmet werden. Bei der Projektie
rung von unterirdischen Schulbauten oder Teilel
derselben sind die einschlägigen technischel
Normen einzuhalten.
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(3) Normale Klassenräume dürfen nur dann unterir-
disch errichtet werden, wenn die in den Absät-
zen 1 und 2 beschriebenen Bedingungen gege-
ben sind. Dabei sind natürlicher Lichteinfall, freie
Sichtwinkel, gute Lebensqualität und angeneh-
mes Raumklima zu gewährleisten.

5. Verkehrserschließung

(1) Die Anlage soll gut ins Fuß- sowie ins Radfahr-
wegnetz eingebunden sein. Sie soll auch von den
jüngsten Schülern und Schülerinnen möglichst
gefahrlos erreichbar sein. Bei den Schulwegen
sind Überschneidungen Init dem Fahrverkehr Zu
vermeiden.

(2)" Durch eine günstige Verbindung zu den öffentli-
chen Verkehrsmitteln und durch die Errichtung
von verkehrssicheren Haltestellen ist die Zugäng-
lichkeit auf das öffentliche Verkehrsnetz abzu-
stimmen.

6. Flexibilität

(1) Das Schulgebäude muss den ständigen Verände-
rungen, welche die heutige Schulekennzeichnen,
angepasst werden können. Diese Veränderungen
können sowohl zahlenmäßiger (Erhöhung der
Anzahl der Nutzer und Nutzerinnen) als auch in-
haltlicher Natur (neue Schulrichtungen, neue Un-
terrichtsfächer, neue didaktische Methoden) sein.

(2) Das Entwurfskonzept soll Veränderungen zulas-
sen und flexibel sein. Die angewandten techni-
schen Lösungen sollen verschiedensten Anforde-
rungen entsprechen können.

(3) Aus wirtschaftlichen Gründen muss ein Schul-
zentrum in mehreren Bauphasen errichtet wer-
den können.

(4) Bei der Projektierung soll auch eine mögliche
zukünftige Erweiterung bedacht werden.

(5) Die tragenden Bauteile sind so zu dimensionie-
ren, dass eine spätere Aufstockung möglich ist.

7. Bestehende Schulbauten

(1) Bestehende Schulbauten sind grundsätzIich zu
erhalten. Der sparsame Umgang mit dem ver-
fügbaren Baugrund, die Erhaltung des gewach-
senen Siedlungsbildes und alter, historisch wert-
voller Bauten ist anzustreben.

(2) Die Voraussetzungen für die Erhaltung von Alt-
bestand sind:
a) Das Gebäude muss den Mindestanforderun-

gen zeitgemäßer Schulbauten genügen;
b) bei notwendigen Sanierungen und Umbau-

ten muss ein vertretbares Verhältnis von
Aufwand und Nutzen gegeben sein.
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(3) Beim Bau von Schulzentren soll der Altbestand,
sofern geeignet und anpassbar, in die Neube-
bauung eingegliedert werden.

8. Gliederung der Schulgebäude

(1) DerKindergarten wird in Abteil':1Ilgengegliedert.
(2) Die Grund-, Mittel- und Oberschulen werden in

Klassen eingeteilt.
(3) Die Landesregierung legt die Richtlinien für die

Bestimmung der Schülerzahl zur Klassenbildung
fest.

(4) Grundschulen mit 5 Klassen, Mittelschulen mit
bis zu 6 Klassen und Oberschulen mit bis zu 5
Klassen gelten als kleine Schulen. Grundschulen
mit weniger als 5 Klassen gelten als "nieder or-
ganisierte Schulen".

(5) Die Planung im Schulbau erfolgt anhand eines
organisationskonzeptes mit pädagogischer Aus-
richtung und mit Entwicldungsdaten der Schule,
das gemäß Artikel 104 erstellt wird.

(6) Die Projektierung der Schulräume soll auf der
Grundlage eines modularen Systems erfolgen.
Dadurch kann bei Bedarf ohne größeren Auf-
wand eine Zweckänderung vorgenommen wer-
den. Die Grundlage eines Moduls entspricht der
Größe eines normalen Klassenraumes.

9. KünstlerischeGestaltung

(1) Auf die künstlerische Gestaltung des Schulge-
bäudes wird Wert gelegt. Sie muss im Einver-
nehmen mit dem Projektanten verwirklicht wer-
den. Der entsprechende Kostenaufwand muss
sich gemäß Artikel 17 des Landesgesetzes vom
17. Juni 1998, Nr. 6, in dem von den einschlägi-
gen gesetzlichen Bestimmungen' vorgegebenen
Rahmen halten. Bei den jeweiligen Entscheidun-
gen betreffend "Kunst am Bau" sind die Nutzer
und Nutzerinnen der Schule (Schüler!Schülerin-
nen und Lehrpersonen)mit einzubeziehen.

KAPITEL 11

Gestaltung

ABSCHNfIT I -Architektonische Hindernisse

10. Überwindung und Beseitigung von architekto-
nischen Hindernissen

(1) Die Rechtsvorschriften des Landesgesetzes vom
21. Mai 2002, Nr. 7, "Bestimmungen zur Förde-
rung der Überwindung oder Beseitigung archi-
tektonischer Hindernisse" sowie der diesbezügli-
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chen Durchführungsverordnung, in geltender
Fassung, sind besonders auch im Bereich des
Schulbaus zu beachten.

ABSCHNfIT lI-Die Außengestaltung

11. Das Grundstück: Größe und Gliederung

(1) Als Richtwert für die urbanistische Planung gilt
eine Grundstücksgröße von 25,00 m2 je Kinder-
gartenkind und von 20,00 m2 je Schüler!Schü-
lerin.

(2) Diese erforderliche Grundstücksfläche wird un-
terteilt in: .

a) bebaute Fläche,
b) Pausenfläche im Freien,
c) Erschließungsfläche.

(3) Unter bebauter Fläche versteht man jene, .die
durch das Schulgebäude, einschließlich der da-
zugehörigen Bauten und der Turnhalle, überbaut
wird.

(4) Die Pausenfläche im Freien ist der Pausenhof in
unmittelbarer Nähe des Schulgebäudes, auf wel-
chem sich die Schüler und Schülerinnen während
der Unterrichtspausen aufhalten. Innenhöfe und
Terrassen - ausgenommen bei Kindergärten -
können in die Berechnung mit einbezogen wer-
den. Die Pausenfläche hat folgende Größe:

a) beim Kindergarten: 9,00 m2 je Kind,

bei der Grundschule: 5,00 m2 je Schüler!
Schülerin,
bei der Mittelschule: 5,00 m2 je Schüler!
Schülerin,
bei der Oberschule: 4,00 m2 je Schüler!Schü-
lerin.

b)

c)

d)

(5) Zur Erschließungsfläche, deren Größe mit 3,00
m2 je Schüler!Schülerin berechnet wird, zählen
die Autoparkplätze, die Fahrrad- und Mopedab-
stellplätze und die Haltestellen fiir Schulbusse.

(6) Als Richtwert fiir die Anzahl der Stellplätze fiir
PKWgilt:
a) bei Kindergärten und Grundschulen 1 Stell-

platz je Abteilung bzw. je normaler Klassen-
raum,

b) bei Mittel- und Oberschulen 2 Stellplätze je
normaler Klassenraum.

(7) Vom Richtwert nach Absatz 6 kann dann abge-
wichen werden, wenn:
a) in zumutbarer Entfernung öffentliche Park-

plätze, auch in Tiefgaragen oder Parkhäu-
sern, vorhanden sind,

b) die Freisportflächen nicht unmittelbar beim
Schulgebäude, sondern in zumutbarer Ent-
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fernung liegen und über eigene parkplätze
verfügen.

(8) Bei Kindergärten gelten als Mindestwerte für
bebaute Fläche, Spielfläche und Erschließungs-
flächejene für dreiAbteilungen..

12. Gestaltung der Spiel-und pausentlächen im Fre.
ien

(1) Größe, Ausstattung und Umfriedung der Pausen-
flächen sind dem Alter der Schüler und Schüle-
rinnen anzupassen. Sie müssen gemäß den ent-
sprechenden technischen Normen (UNI,UNI-EN)
errichtet werden.

(2) Bei Schulkomplexen, in welchen verschiedene
Schulen untergebracht sind, sollen die Pausenhö-
fe nach Schulen gegliedert und trotzdem gut
überschaubar sein.

(3) Die Spiel-und Pausenflächen sollen optisch und
funktionell von Straßen abgetrennt und mö-
glichst besonnt sein.

(4) Damit die Spiel-und Pausenflächen auch außer-
halb der Schulzeit benützt werden können, sol-
len sie gut erschlossen sein.

(5) Zur Schaffung beschatteter Flächen müssen
Laubbäume in genügender zahl gepflanzt wer-
den.

(6) Jeder Spiel- und Pausenhof soll über folgende
Grundausstattung verfügen:
a) befestigter Allwetterplatz,

b) Spielwiese mit .geeigneten Geräten' für Kin-
der,gärten und Grundschulen; im Kindergar-
ten soll das Gelände modelliert sein, über
eine Schaukelund eine Sandspi~lanlagever-
fügen und naturnah gestaltet sein,

ausreichende Anzahlvon Sitzgelegenheiten,
Abfallbehälter"in ausreichender Größe und
Anzahl,
an den Randzonen der Plätze eine artenrei-
che Bepflanzung mit standortgerechten und
ungiftigen Gehölzen,
Trinkwasserbrunnen und wasserzapfstelle,

c)
d)

e)

f)

g) eine oder mehrer Flächen, wo die Schüler
und Schülerinnen selbst gestalterisch tätig
werdenkönnen. .

(7) Bei der Gestaltung der Pausenhöfe sollen auch
die Schüler und Schülerinnen, die Eltern und die
Lehrpersonen eingebunden werden.

(8) Nicht verwendet werden dürfen gefährliche Bo-
denbeläge wie grober Asphalt, grobkörniger Kies,
pflastersteine mit scharfen Kanten oder Wasch-
betonplatten, die bei Feuchtigkeit oder Frost be-
sonders rutschig sind.
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(9) Für Ballspielflächenwerden Naturrasen, Kunstra-
sen, Hartsandböden,synthetische Sportbelägeemp-
fohlen.

13. Verkehrswege, Fahrrad. und Autoabstellplätze

(1) Der Anlieferungsverkehr soll den Spiel- und Pau-
senhof nicht beeinträchtigen. Besonders bei
Schulen und Kindergärten mit Mensa ist auf di-
rekte und gefahrlose Anlieferung der Küche zu
achten.

(2) Das Gebäude muss von den Einsatzfahrzeugen
leicht erreichbar sein.

(3) Die Parkplätze sind an der Randzone, nahe der
Zufahrtsstraße und nicht vor der Fensterfront
der Unterrichtsräume anzuordnen.

(4) In der schulfreien Zeit können die Autoparkplät-
ze auch dem öffentlichen Bedarfdienen.

(5) Wo die Verhältnisse es erfordern und wo mit
dem regelmäßigen Abstellen von zahlreichen
Fahrrädern zu rechnen ist, müssen ausreichend
Fahrrad- und Mopedabstellplätze,mindestens zur
Hälfte überdacht, vorgesehen werden.

I (6) Es müssen auf jeden Fall Fluchtwege und Zugän-
ge zum Sammelplatz freigehalten werden.

i 14. Sportanlagen im Freien

(1) Die Sportfläche im Freien ist für die Leibeserzie-
hung der Schüler und Schülerinnen bestimmt. Sie
hat je nach Schule folgende Größe pro Schü-
lerjSchülerin:
a) bei der Grund- und Mittelschule 8 m2,

b) bei der Oberschule 10 m2.

(2) Diese Flächen können kleiner sein oder ganz
weggelassen werden, wenn
a) in angemessener Entfernung der Schule eine

Sportanlage besteht oder eine solche im
Bauleitplan vorgesehen ist, die auch von den
Schülern und Schülerinnen benützt werden
kann. Dies gilt auch für Sportanlagen in an-
deren Schulen, welche nicht voll ausgelastet
sind,

b) es wegen der Geländebeschaffenheit nicht
möglich ist, eine entsprechende Fläche aus-
zuweisen,

c) dies im Projekt begründet wird. In diesem
Falle muss das Gutachten des Technischen
Landesbeirates eingeholt werden.

(3) Für die Leibeserziehung im Freien sind folgende
Anlagen vorzusehen:
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a) Für die Grundschule:
2 Laufbahnen, wenigstens 60 m lang,
mit Auslauf,
Mehrzweckspielfeld (Basketball, Vol-
leyball, Handball, Tennis);

für die Mittelschule:
4 oder 6 Laufbahnen,. 100 m lang, zu-
züglich Bereiche für Start und Auslauf,

b)

c)

Einrichtungen für den Hoch-und Weit-
sprung,
Mehrzweckspielfeld (Basketball, Vol-
leyball,Handball, Tennis);

für die Oberschule:
4 oder 6 Laufbahnen, 100 m lang, zu-
züglichBereichefür Start und Auslauf,

Einrichtungen für den Hochsprung, den
Weitsprung und die Wurfdisziplinen,
Mehrzweckspielfeld (Basketball, Volley-
ball, Handball, Tennis).

(4) Bei der Planung und Verwirklichung genannter
Sportflächen im Freien sind Materialien zu ver-
wenden, mit denen eine pflegeleichte und wirt-
schaftliche Instandhaltung gewährleistet ist. Ihre
Eignung muss auch unter dem Gesichtspunkt der
Sicherheit geprüft sein.

(5) Bei Kunststoftbelägen sind schadstofffreie bzw.
umweltfreundliche Beläge zu verwenden. Für die
Laufbahnen sind Allwetterbeläge vorzusehen.

(6) Die Spielfeldersollen in Nord-Süd-Richtungange-
legt sein.

ABSCHNITT m - Die Innengestaltung

15. Raumprogramm der schule

(1) Das Raumprogramm einer Schule entsteht aus
dem organisationskonzept gemäß Artikel 104.
Pädagogische Überlegungen und die Entwick-
lungsdaten der Schule müssen darin einfließen.
Die Musterprogramme in den Anhängen A und B
bilden die Eckdaten.

(2) Die in den folgenden Artikeln angeführten Flä-
chen gelten als Richtwerte.

(3) Die in dieser Verordnung angeführten Flächen
können aus besonderen Gründen flexibel gehand-
habt werden. Diese Gründe ergeben sich aus dem
pädagogischen Konzept und müssen in den
Rechtsvorschriftendes Landes zur Festlegung der
Schulprogramme festgeschrieben sein. In diesen
Fällen muss auch das Gutachten des zuständigen
Schulamtsleitersoder der zuständigen Schulamts-
leiterinbzw. des Direktors/derDirektorinder Abtei-
lung Berufsbildungeingeholtwerden.
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16. Lehr. und Lernräume

(1) Die Lehr- und Lernräume dienen dem theoreti-
schen und praktischen Unterricht.

(2) Man unterscheidet:
a) Klassenräume mit normaler Grundausstat-

tung (normaler Klassenraum),
b) Fachunterrichtsräume mit besonderen Aus-

stattungen,
c) Lernwerkstätten,
d) Kleingruppen- oder Ausweichräume.

(3) Raumgestaltung und Einrichtung der Lehr- und
Lernräume müssen zu einem angenehmen Ar-
beitsklima beitragen und den Unterricht mit zeit-
gemäßen und flexiblen Lehr- und Lernformen
ermöglichen.

(4) Alle Lehr- und Lernräume müssen mit Tageslicht
belichtet sein.

(5) Die Überhitzung der Räume und Blendung durch
Sonneneinstrahlung sind zu vermeiden, wobei
die Artikel 69 und 71 dieser Verordnung zu be-
achten sind.

(6) Die Lehr- und Lernräume müssen gemäß Artikel
79 untereinander und gegen Verkehrsflächenaus-
reichend schallgedämmt sein.

17. Grundausstattung der normalen Klassenräume

(1) Jeder normale Klassenraum ist mit folgender
Grundausstattung zu versehen:
a) einer Wandtafel, höhenverstellbar und blend-

frei, '

b) einer Projektionsfläche(neigbarund schwenk-
bar),

c) einer Ausstellungsfläche(Pinnwandoder Steck-
wand mit Bilderklemmleisten).

(2) Es sind Tische und Stühle auszuwählen, die keine
gesundheitlichen Schäden wie Haltungsschäden
und Ermüdungserscheinungen verursachen. Sie
müssen der Körpergröße der Schillerund Schille-
rinnen entsprechen und verschiedene Sitzhal-
tungen ermöglichen.

(3) Außerdem sollen sie leicht zu reinigen sein und
keine Verletzungsgefahr bieten. Die Oberfläche
der Tische soll hell und matt sein.

(4) Die Ausstattung der Lehr- und Lernräume soll
flexibel handhabbar sein und unterschiedliche
Lehr-und Lernformen ermöglichen.

18. Raumhöhe

(1) Die Raumhöhe der Lehr- und Lernräume beträgt
3,00 m, im Falle von geneigten Decken, von an-
steigenden Stufen oder von Nischen wenigstens
2,40m.
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(2) In Kindergärten kann die Raumhöhe aller Auf-
enthaltsräume von 3,00 m auf 2,70 m herabge-
setzt werden.

19. Nutzflächen für die Lehr. und Lernräume

(1) Bei der Erstellung des Raumprogramms gemäß
Artikel 106 werden die Raumgrößen aufgrund
des pädagogischen Konzepts der Schule und
nach den Richtwerten der nachfolgenden Artikel
festgelegt. Die festgelegte gesamte Nutzfläche
darf nicht überschritten werden.

(2) Für die Errechnung der gesamten Nutzfläche der
Lehr-und Lernräume gelten folgende Richtwerte:
a) für die Grundschule: 4,50 m2 je Schüler!

Schülerin,
b) für die Mittelschule: 4,50 m2 je Schüler!

Schülerin,
c) für die Oberschule:4,60 m2 je Schüler!Schü-

lerin;
d) bei entsprechend begründeter Notwendig-

keit können die oben angeführten Richtwer-
te um 10%erhöht werden.

(3) Bei Schulen mit geringer Schüleranzahl gelten
für die Berechnung der Nutzfläche folgende
Richtwerte:
a) 3,50 m2 je Schüler!Schülerinfür die Klassen-

und Ausweichräumeund
b) zusätzlich bis zu weitere 400,00 m2 Nutzflä-

che je Serie (15 Klassen) für die Fachunter-
richtsräume.

(4) Grundschulen mit bis zu 10 Klassen und Mittel-
schulen mit bis zu 9 Klassen sollen in einem Ge-
bäude zusammengeführt werden, damit die
Räumlichkeiten intensiver genutzt w.erden kön-
nen.

(5) Die Raumgrößen für Lehr- und Lernräume sind
auf der Grundlage des pädagogischen Konzeptes
der Schulefestzulegeh.

20. Klassenräume mit einer normalen Grundausstat-
tung (normale Klassenräume)

(1) Für den allgemeinen Lehr-und Lernbetrieb ist für
jede Klasse,die gemäß den von der Landesregie-
rung festgelegten Kriterien gebildet wird, ein ei-
gener Klassenraumvorzusehen. "

(2) Die Nutzfläche der normalen Klassenräume wird
aufgrund der Schülerzahl und in Anwendung fol.
gender Richtwerte errechnet:
a) bei Grundschtilen (ausgenommen die nieder

organisierten Schulen) 2,70 m2 je Schüler!
Schülerin,

b) bei Mittelschulen 2,40 m2 je Schüler!Schü-
lerin,

.I
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c) bei Oberschulen 2,40 m2 je Schüler!Schü-
lerin.

(3) Die Nutzfläche eines normalen Klassenraumes
beträgt je nach Schülerzahl (gemäß Artikel 8, Ab-
satz 3) zwischen 43,00 m2 und 72,00 m2.

21. Lemwerkstätten, Kleingruppenräume und Aus-
weichräume

(1) Für Tätigkeiten einzelner Personen oder kleiner
Gruppen sind eigene Räume im folgenden Aus-
maß vorzusehen:

a) 0,80 m2 je Schüler!Schülerin in den Grund-
schulen,

b) 0,30 m2 je Schüler!Schülerin in den Mittel-
und Oberschulen.

(2) Die vorgesehenen Räume müssen flexibel konzi-
piert werden und den verschiedenen Anforde-
rungen der Tätigkeiten entsprechen. -

(3) Zu den Flächen der Räume für Einzel- oder Klein-
gruppenaktivitäten gehören auch, soweit ver-
fügbar und geeignet, folgende Räumlichkeiten:

a) Bibliothek (beschränkt auf jene Fläche, die
für Tätigkeiten einzelner Personen oder
kleiner Gruppen bestimmt ist),
Medienraum,
Mehrzwecksaal,
Zeichensaal,
Musikraum,
andere Arbeitsräume.

b)
c)
d)
e)
f)

22. Gruppenräume und Räume für verschiedene Be-
schäftigungen in den Kindergärten

(1) Bei der Planung ist darauf zu achten, dass jede
Abteilung eine Einheit in einer größeren Ge-
meinschaft bildet. Die einzelnen Abteilungen sol-
len funktionell, optisch und akustisch in ausrei-
chendem Maße getrennt sein.

(2) DieRäume müssen flexibel gestaltbar sein.
(3) Die Eingangszone soll auch als Begegnungsort

und Entfaltungsraum für gemeinsame Aktivitä-
ten dienen.

(4) Eine unmittelbare Verbindung des "Gruppen-
raums mit dem Spielplatz im Freien ist nur über
eine Hartbodenfläche möglich.

(5) Für die Errechnung der gesamten Nutzfläche der
in diesem Artikel vorgesehenen Räume ist ein
Richtwert im Ausmaß von 7,90 m2je Kindvorge-
sehen. Die Toiletten für Kinder sind in diesem
Richtwert enthalten.

(6) Der Bewegungsraum soll ausreichend Platz zur
Unterbringung der Liegematten mit Zubehör bie-
ten. Es ist auch ein Wandschrank vorzusehen.

19
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23. Fachunterrichtsräume

(1) Für jene Lehrfächer, für die praktische Übungen
vorgesehen sind, müssen eigene Fachunterrichts-
räume mit Nebenräumen geplant werden. Sie
müssen so ausgestattet sein, dass zeitgemäße
Technologien im Unterricht angewandt werden
können.

(2) Falls getrennte Fachunterrichtsräume für die
einzelnen Fächer nicht voll ausgenützt werden,
sollen diese Räume eine gemischte Nutzung für
ähnliche Fächer zulassen.

(3) Für die feste Anbringung von Medien sind geeig-
nete Vorrichtungen einzuplanen.

(4) Vollverdunkelungund Projektionsfläche sind vor-
zusehen.

(5) Jeder Fachunterrichtsraum muss, falls erforder-
lich, mit Wasser- und Gasanschlüssen ausgestat-
tet sein.

(6) Die Fachbereiche sollen eine Raumgruppe bilden.
Nebenräume sollen in ausreichender Anzahl vor-
handen sein.

(7) Die Fachräume sollen von den Sammlungs- und
Vorbereitungsräumen auf direktem Wege er-
reichbar sein.

(8) Zu den Fachunterrichtsräumen zählen die Lehr-
und Lernräumefür folgende Fächer:
a) Physikund Chemie-Naturwissenschaften,
b) Informatik,
c) Zeichnen,
d) Musik,
e) technischer Unterricht und Handarbeit,
f) Hauswirtschaft,
g) andere berufsbildende Fächer.

(9) Lehr- und Übungssäle sind mit Experimentierti-
sehen für die Lehrpersonen, die Übungssäle mit
fachgerechten Arbeitstischen für die Schüler und
schülerinnen auszustatten.

24. Nutzflächen für Fachunterrichtsräume und für
deren Nebenräume

(1) Die Nutzflächen der Fachunterrichtsräume rich-
ten sich nach der Größe und Beschaffenheit der
jeweils erforderlichen Einrichtung. und Ausstat-
tung sowie nach der Schülerzahl der gemäß Ar-
tikel 8 Absatz 3 zu bildenden Klasse, ausgenom-
men Oberschulen, bei denen zur Berechnung die-
ser Nutzflächen eine durchschnittliche Klassen-
stärke von 25 Schülern/Schülerinnen angenom-
men wird. Die Nutzfläche beträgt zwischen 60,00
m2 und 120,00m2.

(2) Für die Berechnung der Nutzflächen der Fachun-
terrichtsräume, ausgenommen die im Artikel 29
angeführten Räume für den fachpraktischen Un-
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terricht an Fachoberschulen und berufsbildenden
Schulen, gelten folgende Richtwerte:
a) 1,00 m2 je Schüler/Schülerin in den Grund-

schulen, .

b) 1,80 m2 je Schüler/Schülerin in den Mittel-
schulen,

c) 1,90 m2 je Schüler/Schülerin in den Ober-
schulen.

(3) Die oben angeführten Richtwerte sind nicht bin-
dend und sind von Fallzu Fallje nach effektivem
Bedarf für die einzelnen Fächer des betreffenden
Schultyps anzupassen.

(4) Für die Unterrichtsfächer Physik, Naturwissen-
schaften, Werken, Handarbeit, Zeichnen sowie
Kunsterziehung und ähnliche Fächer sind Neben-
räume vorzusehen, und zwar Vorbereitungsräu-
me sowie Sammlungs- und Lagerräume zur Auf-
bewahrung von Lehr-und Verbrauchsmaterial.

(5) Die Mindestnutzfläche der Nebenräume beträgt
20,00 m2.

25. Zeichensäle

(1) Die Zeichensäle, bei den Mittelschulen auch die
Räume für Kunsterziehung, sollten möglichst von
Norden her oder zenital belichtet sein.

(2) Je Saal ist ein genügend großes tiefes Waschbek-
ken mit Tropffiächezu installieren.

(3) Für die Lagerung von Material und Werkstücken
sollen genügend Ablageflächen zur Verfügung
stehen.

26. Werkräume

(1) Die Werkräume sind so anzuordnen, dass der
übrige Unterricht nicht durch Arbeitslärm beein-
trächtigt wird. Es ist zweckmäßig, diese Räume
im Erdgeschoss unterzubringen. Der Werkbe-
reich ist entsprechend den verschiedenen Tech-
niken sowie den verwendeten Materialien zu
gliedern. Aus Gründen der Sicherheit ist bei
Werkräumen ein zusätzlicher verschließbarer
Raum für Maschinen und Geräte, die nur die
Lehrpersonen für ihre Unterrichtsvorbereitung
(Zuschnitt von Materialien, Anfertigung von Vor-
richtungen und Demonstrationsmodellen) bedie-
nen dürfen, vorzusehen.

27. Handarbeitsräume

(1) In diesen Räumen ist ein Wasch- und ein Aus-
gussbecken zu installieren. Außerdem ist ein Ne-
benraum vorzusehen.
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(2) Handarbeitsräume und hauswirtschaftliche Räu-
me sollen nach Möglichkeit im gleichen Bereich
zusammengefasst werden.

28. Musikräume

(1) In den Mittel- und OberschUlen mit musikali-
scher Fachrichtung wird sowohl Einzelunterricht
als auch Unterricht in kleinen und größeren
Gruppen in Form von Theorie- und Instrumen-
talunterricht erteilt.

(2) Je nach Fachrichtung werden folgende Lehr- und
Lernräume benötigt:
a) Räume für den Einzelunterricht bzw. für

den Unterricht von Gruppen bis zu 4 Schü-
lernjSchülerinnen. Hier werden die ver-
schiedensten Instrumente unterrichtet,

b) Räume für den Instrumentalunterricht von
Gruppen von 5 bis 15 SchülernjSchülerin-
nen.
In den Räumen laut Buchstaben a) und b
werden an die Raumakustik nur allgemeine
und nicht instrumentenspezifische Anforde-
rungen gestellt.

c) Lehr- und Lernraum für den Schlagzeugun-
terricht,

d) Lehr-und Lernraum für Singen, Musik- und
Tanztheater, Blas-und Streichorchester, Big
Band und weitere Ensembles oder Ähnli-
ches.
In den Räumen laut Buchstaben c) und d)
bestehen spezifische schallschutztechnische
und raumakustische Anforderungen.

(3) Es seIl ein Lagerraum für Musikinstrumente und
Notenmaterial vorhanden sein. Die Fläche kann
auch auf mehrere Räume aufgeteilt werden. Die-
se sollen von den Lehr- und Lernräumen aus gut
erreichbar sein.

(4) Für Anordnung,.Größe und Grundform der Lehr-
und Lernräume gelten zudem die einschlägigen
Bestimmungen für die Musikschulen. Das Gleiche
gilt für Oberflächengestaltung von Böden, Wän-
den und Decken, Verteilung der reflektierenden
und absorbierenden Teilflächen,Ausstattung der
Räume sowie schallschutztechnische Empfeh-
lungen.

29. Räume für den fachpraktischen Unterricht an
Fachoberschulen und berufsbildenden Schulen

(1) Größe, Form und Ausstattung der Fachräume an
den Fachoberschulen und berufsbildenden Schu-
len, wie Werkstätten, Labors und Konstruktions-
säle, müssen den Anforderungen der jeweiligen
Fachrichtung bzw. des jeweiligen Berufssektors
entsprechen. Es müssen auch die erforderlichen
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Vorbereitungs räume vorgesehen werden. Die
Fachräume müssen in direkter Verbindung zu
den Vorbereitungsräumen stehen.

(2) Räume, die mit schweren Maschinen ausgestat-
tet werden, sollen möglichst ebenerdig angeord-
net werden. Für die Anlieferung von Großma-
schinen müssen geeignete Zufahrten und Türöff-
nungen vorgesehen werden; es ist dabei auf be-
sonderen Schutz der benachbarten Räume vor
Maschinenerschütterungen und Lärmbelästigung
zu achten.

(3) Es sind Pressluft-, Gas- und Wasserleitungen zu
installieren.

(4) Entsprechend den Erfordernissen der einzelnen
Fächer sollen folgende Räume in angemessener
Größe vorgesehen werden:

a) Lagerräume für verschiedene Materialien ge-
trennt nach beruflicher Nutzung,

b) Lagerräume für Gase außerhalb des Gebäu-
des, .

c) Lagerräume für die Zwischenlagerung von
wieder verwertbaren Materialien und von
gebrauchten Stoffenund Flüssigkeiten.

(5) Es ist auch die Beförderungvon besonders schwe-
ren und sperrigen Materialien und Geräten zu
berücksichtigen.

30. Räume für den Hauswirtschaftsunterricht

(1) Zu diesen Räumen gehören Lehrküche, Vorberei-
tungs-, Vorrats- und Abstellraum, Speisesaal,
Servierraum und Hausarbeitsraum. Die hauswirt-
schaftlichen Räume sollen so angeordnet sein,
dass Gruppenarbeit möglich ist.

a) Die Lehrküche ist so anzuordnen und zu
entlüften, dass die anderen Räume nicht
durch Geruchsbelästigung gestört werden.
Sie ist für Kochgruppen mit Herden, Arbeits-
tisehen, Spülbecken mit Abstellflächen und
Schmutzwasserausgüssen auszustatten.
Es sind sowohl in der Lehrküche als auch im
Vorbereitungs- und Vorratsraum Anschlüsse
für elektrische Kleingeräte am Arbeitsplatz,
für Kühl- und Gefriereinrichtungen und rur
Spülmaschinen erforderlich.

Im Hausarbeitsraum sind für wenigstens
vier Arbeitsgruppen Spülbecken mit Abstell-
flächen und Schmutzwasserausgüssen zu
installieren sowie die erforderlichen An-
schlüsse für Waschmaschinen, Trockengerä-
te und Bügelgeräte vorzusehen.

b)

c)

(2) Die Nutzflächen werden je nach der Verwendung
der Räume, dem Bedarf und der durchschnittli-
chen Schülerzahl der Gruppen berechnet.



Amtsblatt Nr. 15/1-11vom 7.4.2009

31. VelWaltungsräume

(1) Je nach Größe der betreffenden Schule sind die
nachfolgend angeführten Verwaltungsräume un-
ter Beachtung der Angaben im Anhang A -Tabel-
le A7vorzusehen.

(2) Zu den Verwaltungsräumen zählen:
a) die Direktion,
b) die Schulleitung,

c)
d)
e)
f)
g)
h)

das Sekretariat.
das Lehrerzimmer,
ein oder mehrere Lehrmittelräume,
ein oder mehrere Besprechungsräume ,
der Sitzungsraum,
das Dienstzimmer für den Hausmeister oder
die Hausmeisterin und die Schulwarte und
Schulwartinnen,
das Archiv.
der Abstellraum für die Leihschulbücher .i)

j)

k)
1)

der Serverraum,
der Kopierraum und Raum für technische
Geräte der Verwaltung.

(3) Für die allgemeine Berechnung der Nutzfläche
der Verwaltungsräume gilt ein Richtwert von
rund 0,70 m2 je Schüler/Schülerin.

32. Direktion. Schulleitung und Sekretariat

(1) Direktion und Sekretariat sind laut Anhang A -
Tabelle A8 nur dann vorzusehen, wenn sie laut
Raumprogramm erforderlich sind.

(2) Die Direktion besteht aus dem Raum für den
Direktor oder die Direktorin sowie.einem eigenen
Raum für den Stellvertreter oder die Stellvertre-
terin. Die gesamte Nutzfläche dieser Räume be-
trägt 40,00 m2.

(3) Das Sekretariat muss in zwei oder mehrere, un-
tereinander direkt verbundene Räume aufgeteilt
sein: einen eigenen Raum für den schulsekretär
oder die Schulsekretärin und einen oder mehrere
Räume für die Sekretariatsassistenten und -
assistentinnen sowie für den technischen Assi-
stenten oder die technische Assistentin. Der
Raum für den Schulsekretär bzw. die Schulsekre-
tärin hat eine Nutzfläche von 20,QOm2 und der
oder die übrigen Räume haben eine Nutzfläche
von 15,00m2 je Personalstelle.

(4) Die Direktion und das Sekretariat sollen eine
Raumgruppe ~ilden und direkt mit dem Ein-
gangsbereich sowie untereinander verbunden
sein.

(5) An den schulstellen und an den Außensektionen
ist ein eigener Raum im Ausmaß von 12,00 bis
15,00 m2 für den Schulleiter bzw. die Schulleite-
rin vorzusehen.
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(6) In den Kindergärten ist ein eigener Büroraum
vorzusehen, der im Eingangsbereich anzusiedeln
ist.

33. Lehrerzimmer

(1) Das Lehrerzimmer dient als Aufenthaltsraum
und als Arbeits- und Konferenzraum für die
Lehrpersonen.

(2) Es ist eine Garderobe mit Waschgelegenheit so-
wie Gelegenheit zur Zubereitung warmer Ge-
tränke einzurichten. Es kann zu diesem Zweck
eine Kochnische. in den großen Schulen eine ei-
gene kleine Küchevorgesehen werden.

(3) Das Lehrerzimmer soll möglichst in der Nähe der
Verwaltungsräume und der Schulbibliothek lie-
gen und nach Möglichkeitunterteilbar sein.

(4) Die Nutzfläche des Lehrerzimmers beträgt min-
destens 60,00 m2.

(5) Im Lehrerzimmer sind auch Einzelarbeitsplätze
einzurichten, und zwar für wenigstens 1/4 der
Lehrpersonen.

(6) In kleinen Schulen sind wenigstens 2 Arbeits-
plätze vorzusehen. Im Schulgebäude müssen au-
ßerdem zusätzliche Arbeitsplätze vorhanden
sein, die von den Lehrpersonen genutzt werden
können.

(7) In Kindergärten ist für die Teamarbeit der Fach-
kräfte und für die Zusammenarbeit mit den El-
tern ein Besprechungsraum zu planen. In Kin-
dergärten mit bis zu drei Abteilungen kann die-
ser Raum mit dem Büroverbunden werden.

(8) In Kindergärten ist ein Personalraum als Mehr-
zweckraum für Verwaltung, Sprechzimmer und
Aufenthalt für Kindergartenpersonal erforderlich.
Dieser Raum sollte möglichst in Eingangsnähe
liegen, gleichzeitig aber auch zu den Gruppenbe-
reichen eine gute Verbindung haben.

34. Lehr-und Lernmittelräume

(1) Für die Aufbewahrung der Lehr- und Lernmittel
sind geeignete Räume vorzusehen.

(2) Diese Räume müssen vom Lehrpersonal sowie
von den Schülern und Schülerinnen leicht er-
reichbar sein.

35. Besprechungsraum

(1) In den Schulen sollen ein oder mehrere Räume
für Einzelbesprechungen zwischen Eltern, Schü-
lern/Schülerinnen und Lehrpersonen vorgesehen
werden. Die Nutzfläche beträgt 12,00m2.
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36. Sitzungsraum

(1) In mittleren sowie großen Schulen ist zusätzlich
ein Sitzungsraum mit einer Nutzfläche von 60,00
m2 vorzusehen.

37. Dienstzimmerfür den Hausmeister oder die Haus-
meisterin und die Schulwarte und Schulwartin-
nen

(1) Das Dienstzimmer für den Hausmeister oder die
Hausmeisterin bzw. für die Schulwarte und
Schulwartinnen muss in der Nähe des Hauptein-
ganges liegen und diesen im Blickfeldhaben. In
diesem Raum befindet sich auch die Hauptschalt-
tafel fiir das zentrale Uhrenwerk, für die Brand-
melde- und Fernsprechanlage sowie für die ver-
schiedenen Alarmanlagen und andere Regelun-
gen. Es muss eine natürliche Belichtung gewähr-
leistet werden.

38. SelVerraum sowie Kopierraum und Raum für
technische Geräte der Verwaltung

(1) Für den Server ist ein eigener Raum bereitzustel-
len. Ebenso muss ein eigener Raum fiir die tech-
nische Ausstattung der Verwaltung sowie für ein
großes Fotokopiergerät vorgesehen werden. In
diesen Räumen muss eine angemessene Belüf-
tung gewährleistet werden.

39. Archivraum
~

(1) Die Archivräume sind je nach Schultyp und
Schulgröße zu dimensionieren. Die Mindestnutz-
fläche beträgt 20,00 m2. Auch in den Kindergär-
ten sind Archiv-und Abstellräume vorzusehen.

40. Abstellraum für Schulbücher

(1) In größeren Schulen ist ein Magazinraum zur
Aufbewahrung der Leihschulbücher und geson-
derter 'Bibliotheksbestände zu planen. Er ist je
nach Schultyp und Schulgröße zu dimensionie-
ren, darf aber höchstens eine -Nutzfläche von
50,00m2 haben.

41. Gemeinschaftsräume

(1) Zu den Gemeinschaftsräumen zählen:
a) die multimediale Schulbibliothek,
b) die Medienräume,
c) die AulaMagna.
d) die Mensa,
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e) die Sportanlagen (Turnhalle)mit den Neben-
räumen.

42. Multimediale Schulbibliothek

(1) Die multimediale Schulbibliothek dient Schü-
lern/Schülerinnen und Lehrpersonen als Informa-
tions-, Lese-,Lern-,Dokumentations-, Kultur- und
Kommunikationszentrum. Dort sind Bücher, Zei-
tungen und Zeitschriften, didaktische Materiali-
en, elektronische Datenträger und anderes In-
formationsmaterial sowie audiovisuelle Medien
bereitgestellt.

(2) Die multimediale Schulbibliothekbietet:
a) eine übersichtliche und frei zugängliche

Aufstellung der Bestände. In Grund- und
Mittelschulen umfasst diese 10-15 Bücher/
Medien je Schüler/Schülerinund je Lehrper-
son und in Oberschulen 15-20 Bücher/Me-
dien je Schüler/Schülerinund Lehrperson,

Lese- und Arbeitsplätze für wenigstens- 25
Schüler/Schülerinnen in Schulen bis zu 15
Klassen und für wenigstens 50 Schü-
ler/Schülerinnen in Schulen mit mehr als 15
Klassen sowie PC-Anschlüssefür jeden Ar-
beitsplatz,
eine angemessene Anzahl an informations-
technischen (IT)-Arbeitsplätzen,
OPAC's(elektronischer Bibliothekskatalog),
Präsentationszonen,
den Ausleihbereich,
Leseeckenfür die Leseförderung und gemüt-
liche Sitzgelegenheiten,
die Möglichkeit für den Unterricht in der
Schulbibliothek. wobei verschiedene Unter-
richts- und Arbeitsformen möglich sein soll-
ten. Aus diesem Grund ist eine flexible Mö-
blierung notwendig.

(3) Die Bibliothek liegt am Hauptverkehrsstrom der
Schüler und Schülerinnen, wenn möglich im Erd-
geschoss, leicht erreichbar und in zentraler Lage.

b)

c)

d)
e)
f)
g)

h)

(4) Die Bibliothek soll nach Möglichkeit auch für
außerschulische Zweckedienen.

(5) Für multimediale Schulbibliotheken sollen fol-
gende Nutzflächen vorgesehen werd~n:
a) in Grundschulen mit weniger als 5 Klassen

und in anderen kleinen Schulen kann die
Schulbibliothek im Lehrerzimmer oder in ei-
nem Lehr- und Lernraum integriert werden,
wobei eine Mindestnutzfläche von 50,00 m2
gegeben sein soll; als Alternative und in be-
sonderen Fällen kann die örtliche öffentliche
Bibliothek benutzt werden, wenn leicht er-
reichbar;

b) in Schulen mit weniger als 10 Klassen be-
trägt die Mindestnutzfläche des für die Bi-
bliothek vorgesehenen Raumes 50,00m2;
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c) in Grund-, Mittel- und Oberschulen mit 10
und mehr Klassen ist eine Mindestnutzflä-
che von 0,60m2je Schüler/Schülerinvorzu- .

sehen.

(6) Wird in der Schulbibliothek auch die örtliche
öffentliche Bibliothekuntergebracht (sogenannte
kombinierte Bibliothek),so' sind über das schuli-
sche Raumprogramm hinaus zusätzliche Nutzflä-
chen für die außerschulische Nutzung erforder-
lich. Diesebetragen 30,00 m2 Fläche je 1000 Me-
dieneinheiten des Zielbestandes gemäß Dekret
des Landeshauptmanns vom 4. März 1996, Nr. 13
"Verordnung über die öffentlichen Bibliotheken".

43. Medienräume

I

(1) In großen Schulen ist ein eigener vollständig
verdunkelbarer Raum für Medien vorzusehen.

(2) Die Nutzflächen betragen je nach durchschnittli-
cher Klassenstärke der betreffenden Schule 60,00
bis 100,00m2.

(3) In Schulen ohne Aula Magna kann der Medien-
raum auch größer dimensioniert werden.

44. Aula Magna

(1) Falls im Nahbereich keine Aula Magna zur Verfü-
gung steht, kann in Schulen laut Artikel 8 und
Anhang A - Tabelle A6 eine Aula Magna für
Schulveranstaltungen vorgesehen werden.

(2) nie Aula Magna soll nach Möglichkeit unterteil-
bar sein.

(3) Die Nutzfläche beträgt 0,80 m2 je Schüler/Schü-
lerin.

(4) Größere Nutzflächen sind erlaubt, wenn

a) sich in der Nähe der Schulekein für öffentli-
che Zwecke bestimmter Saal befindet, der
für Schulzweckegeeignet ist,
die Aula Magna auch von anderen Schulen
benutzt wird,
die Aula Magna auch für öffentliche Veran-

. staltungen dienen soll.

b)

c)

(5) Es muss für die Ausstattung. mit multimedialen
Systemen gesorgt werden.

(6) Als Ersatz für eine Aula Magna kann auch die
Turnhalle in Betracht gezogen werden. In diesem
Falle sindIolgende Vorschriften zu beachten:
a) Es müssen die akustischen Vorgaben beach.

tet werden;
b) der für Sportzwecke verlegte Boden muss ir

geeigneter Weise geschützt werden.
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45. Mensa

(1) Bei der Planung muss die zuständige Behörde
festlegen, ob eine Schülermensa mit oder ohne
Küche zu errichten ist. Dabei kann eine Schüler-
mensa auch für mehrere benachbarte Schulen
eingerichtet werden. Die Mensa soll so flexibel
sein, dass ihre Räume sich notfalls auch für an-
dere Tätigkeiten, vor allem auch als Aufenthalts-
raum eignen.

(2) Falls eine Mensa mit Küche erforderlich ist, sind
folgende zusätzliche Räume vorzusehen:
a) Vorbereitungsraum,
b) Speisekammer mit Kühlzelle oder mit Kühl-

schränken,
c) Spülraum,
d) Speiseraum und Umkleideraum mit Dusche

und WCfür das Personal,
e) ein Waschraum für Schüler/Schülerinnen.

(3) Die Anlieferung für die Küche muss über ~inen
eigenen Zugang erfolgen.

(4) Die Nutzfläche des Speisesaales inklusive. der
Nebenräume beträgt 1,40 m2 je Schüler/Schüle-
rin in zwei Turnussen.

(5) Die Nutzfläche der Küche mit den Nebenräumen
beträgt 0,70 m2 je Schüler/Schülerinin zwei Tur-
nussen.

(6) In jedem Kindergarten ist eine eigene Küche zu
planen, sofern keine in unmittelbarer Nähe vor-
handen ist. Das Essen wird im Gruppenraum
verabreicht. Die Mindestnutzfläche inklusive der
Nebenräume beträgt 40,00 m2.

(7) In Oberschulen kann eine Fläche für die Zuberei-
tung von Getränken und Jausen vorgesehen wer-
den, wenn keine Mensa vorhanden oder wenn
diese nicht dafür geeignet ist.

(8) Die Nutzfläche richtet sich nach der jeweiligen
Schulgröße sowie nach dem Bedarf für die allfäl-
lige außerschulische Nutzung.

46. Sportanlagen

(1) Die Sportanlagen sollen möglichst auf dem
Schulareal oder in unmittelbarer Nähe der Schule
gelegen sein.

(2) Die Turnhalle kann entweder in da.sSchulgebäu-
de integriert oder als eigener Baukörper errichtet
werden.

(3) Für die außerschulische Nutzung müssen zusätz-
lich ein eigener Zugang von außen sowie eine in-
terne Absperrmöglichkeit zu den übrigen Schul-
räumen vorgesehen werden.

(4) Die Arten von Turnhallen sind in der Tabelle BI
des Anhangs Bangeführt:
a) Gymnastikhalle GH,
b) Kleinturnhalle KH,
c) Normalturnhalle NH,
d) Sporthalle SH.
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(5) Die Größe der Turnhalle ist in Funktion des
Schultyps und der Klassenzahl gemäß Tabelle B2
des Anhangs B zu planen. Bei schulübergreifen-
der Nutzung der Turnhalle wird deren Größe
aufgrund der Gesamtanzahl der Klassen bemes-
sen. Es kommt die Einstufung der höheren Schul-
stufe zurAnwendung. .

(6) Neben der Turnhalle soll zusätzlich ein Raum für
besondere Tätigkeiten, wie z.B. für Konditions-
training, Krafttraining, Ballett und Ähnliches
vorgesehen werden. Die Nutzfläche beträgt 30,00
bis 40,00 m2.

47. Umldeidebereich

(1) Für jede Turnhalle sind genügend Umkleideräu-
me, getrennt nach Geschlechtern, vorzusehen.
Bei der Planung ist auf eine klare Trennung zwi-
schen dem mit normalem Schuhwerk (Schmutz-
Gang) und dem mit Turnschuhen (Sauber-Gang)
betretbaren Bereichzu achten.

(2) Eine Umkleideeinheit für SchülerlSchülerinnen
besteht je nach Schülerzahl pro Klasse laut Arti-
kel 8 Absatz3 aus:
a) einem Umkleideraummit rund 12,00m Bank-

länge,
b) einer Nasseinheit mit 4-6 Handwaschbek-

ken, einem Fußwaschbecken und 2-6 Du-
schen und einer ausreichenden Anzahl von
Haartrocknern,

c) zweiVVC-Zellen.

(3) Die Nutzflächebeträgt 40,00bis 60,00 m~.
(4) Eine Umkleideeinhe~tfür Lehrpersonen besteht

aus: ,
a) einem Umkleideraum (Lehrerzimmer),
b) einer Nasseinheit mit Handwaschbecken,

Duscheund vvc.

(5) Die Nutzflächebeträgt 10,00bis 15,00m2.
(6) Es sind sowohl für Schüler und Schülerinnen als

auch für Lehrpersonen mit Behinderung gemäß
Artikel 10 geeignete Umkleideeinheiten zu er-
richten.

(7) Der Bedarf an Umkleideeinheiten richtet sich
nach der Größe der Turnhalle. Die Anzahl der
Umkleideeinheiten ist in der Tabelle B3 des An-
hangs Bangeführt.

48. Geräteräume

(1) Die Geräteräume müssen direkt von der Tumhal-
. le aus zugänglidisein. BeiFreisportanlagensoU

ein direkter Zugang von außen zu einem der Ge-
räteräume vorgesehen werden.

(2) Die erforderlichen Nutzflächen sind in der Tabel-
le B4des Anhangs Bangegeben.
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(3) Die Tore zu den Geräteräumen müssen eine äff-
nungslichte von 2,40 (B)x 2,40 (H)m aufweisen.
Es sind Schwingtore zu bevorzugen. Die Türbe-
schläge sollen versenkt sein.

(4) Bei Mehrraumhallen müssen die Geräteräume
von jeder Einheit zugänglich sein.

49. Raum für den Sporthallenwart bzw. die Sport-
hallenwartin und Putzraum

(1) Sporthallen sollen einen eigenen Raum als Auf-
enthaltsraU11,1und Dienstzimmer für den Sport-
hallenwart bzw. die Sporthallenwartin haben.
Dieser Raum kann bei günstiger Anordnung im
Schulkomplex auch als Dienstraum und Gardero-
be für das Reinigungspersonal der Schuledienen.

(2) Für Reinigungsgeräte und Putzmaterial soll ein
genügend großer Putzraum vorhanden sein. Die-
ser muss belüftet sein. Dieser Raum muss mit ei-
nem Ausgussbecken und Anschlüssen für Putz-
maschinen ausgerüstet sein.

(3) Für Normalturnhallen genügt ein Putzraum.

50. Regieraum

(1) In den Sporthallen bedarf es eines Regieraumes
mit direkter Sicht in die Halle und, wenn mög-
lich, mit direktem Zugang zu dieser. Er ist mit
einem Schaltpult für die 3-Stufenbeleuchtung der
Halle, einer Lautsprecheranlage, einer Zeitnah-
meanlage und Telefon ausgestattet. Außerdem
sollen Anschlüsse für TV-Übertragungen vorge-
sehen werden.

51. Zuschauergalerien und Tribünen

(1) In Kleinturnhallen und Normalturnhallen können
Zuschauergalerien angeordnet werden. In den
Sporthallen hingegen müssen Tribünen, auch
ausziehbare, sowie ausreichende VVC-Einheiten
für Zuschauer vorhanden sein.

52. Prallschutzwände in Turnhallen

(1) In den Turn- und Sporthallen müssen zumindest
an den Stirnseiten Prallschutzwände vorgesehen
werden. Aus Sicherheitsgründen ist der Kon-
struktion von Türen, Toren, Trennwänden und
der Längsseiten der Halle besondere Aufmerk-
samkeit zu widmen.

-
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53. Erste-Hilfe-Raum

(1) In unmittelbarer Nähe von Turnhallen ist ein "

Erste-Hilfe-Raum mit einer Liege einzurichten.
Die Mindestnutzfläche beträgt 6,00 m2.

54. Beleuchtungsstärke für ~allen

(1) Abgesehen von den im Artikel 73 enthaltenen
vorgaben hinsichtlich der elektrischen Anlagen
sind nachstehende Beleuchtungsstärken ver-
langt:
a) fürdenUnterricht450-600 Lux,
b) für dasTraining600-1200Lux,
c) für die Wettkämpfe über 1200 Lux je nach

Sportart.

(2) Die Beleuchtung soll unter Beachtung der Be-
stimmungen von Artikel 73 stufenweise regelbar
sein.

55. Toiletten

(1) Die Toiletten sollen möglichst leicht erreichbar
sein.

(2) Die Toiletten sind für Jungen und Mädchen ge-
trennt anzulegen. In Kindergärten können ge-
meinsame Toiletten vorgesehen werden. Je Klas-
senraum bzw. je 25 Schüler/Schülerinnen ist eine
WC-Zellevorzusehen. Für je 20 Jungen wird zu-
sätzlich ein Urinal benötigt. Dieses darf nicht im
Vorraum angebracht sein.

(3) Es sind getrennte WCs und getrennte vorräume
für Lehrer und Lehrerinnen einzurichten, und
zwar für je 10 Lehrpersonen eine WC-Zelle.

(4) Auch in Kindergärten sind Erwachsenentoiletten
einzurichten.

(5) Jede WC-Gruppeverfügt über emen Vorraum, in
dem die waschgelegenheiten untergebracht
sind. Ein Waschbecken je WC gilt als Norm. Die
Türen aller WCssollen nach außen aufschlagen.

(6) DieToilettenanlagen müssen gut belüftet sein.
(7) Bei der Projektierung der Toilettenanlagen sind

auch die einschlägigen Rechtsvorschriften für
Menschen mit Behinderung gemäß Artikel 10
dieser Richtlinien zu beachten.

(8) In Kindergärten ist ein Toilettensitz je 5 bis 8
Kinder"in Höhe von rund 30 cm vorzusehen. Die
Höhe der Zwischenwände und Türen soll rund
1,40 m sein. Im Waschraum, der als Vor- und
Durchgangsraum zu den Toiletten anzulegen ist,
müssen ausreichende Wandflächen zum Aufhän-
gen von Handtüchern geplant werden. Für je 5
bis 8 Kinder ist ein Waschbecken in erreichbarer'
Höhe notwendig. Drei Waschbecken je Abteilung
sind die Norm.Ferner ist eine Brausennische ein-
zurichten. Der Wasch- und WC-Raum ist dem
Gruppenraum günstig zuzuordnen, soll aber
auch vom Spielplatz aus leicht erreichbar sein.
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(9) Die WC-Kabinentüren müssen mit Fingerklemm-
schutz an der Haupt- und Nebenschließkante
versehen werden.

(10) Ein Wickeltisch soll vorhanden sein.

56. Garderoben

(1) Die Kleiderablagen können als Zentral-, Bereichs-,
Klassen- oder Ganggarderoben vorgesehen wer-
den und müssen gut belüftet sein.

(2) Zulässige Garderoben:
a) Hakengarderoben 0,15 lfm je Schüler/Schü-

lerin,
b) Einzelschrankgarderobe bis 0,25 lfm je Schü-

ler/Schülerin.

(3) In Kindergärten muss die Garderobe zwar ge-
trennt vom Gruppenraum, diesem jedoch zuge-
ordnet sein und in der Nähe des Einganges-lie-
gen. Beimehreren Abteilungen ist eine dezentra-
le Anordnung anzustreben. Der Umkleideraum
(auch Flurnischen) muss so groß sein, dass jedes
Kind seine Kleiderablageund seinen Sitzplatz mit
einem Mindestmaß von 0,35 m hat.

(4) Vorteilhaft sind Garderoben mit geeigneten Klei-
derhaken in angemessenem Abstand, denen eine
30,00 cm hohe Sitzbank mit darunter liegender
Schuhablage vorgelagert ist.

57. umkleideraum für das Reinigungspersonal

(1) Für das Reinigungspersonal muss ein Umkleide-
raum mit Strom- und Wasseranschluss eingerich-
tet werden, der in kleinen Schulen auch als Putz-
raum verwendet werden kann.

58. Putzräume

(1) In großen Schulgebäuden ist in jedem Geschoss
ein angemessen großer belüfteter Putzraum mit
Ausgussbecken, mit Kalt- und Warmwasser, ein-
zurichten. Ein Lager für Putzmittel und Geräte ist
vorzusehen.

I (2) Falls notwendig, muss ein geeigneter belüfteter
Bereich für die Aufladung der Batterien von Ma-
schinen und Geräten vorgesehen werden.

(3) In Kindergärten sollen in einem gut belüfteten
Putzraum eine Waschmaschine und ein Trockner
Platz finden.

59. Abstellräume

(1) In jeder Schule müssen möglichst im Keller aus-
reichend Abstellräume vorgesehen werden.
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(2) Die Nutzflächehängt von der Schulgröße ab und
bewegt sich zwischen 40,00und 100,00 m2.

(3) In Kindergärten müssen Abstellräume für die
Aufbewahrung von Spiel- und Lehrmaterial vor-
handen sein.

(4) Die Nutzflächen je Abteilung.betragen ungefähr
16,00bis 20,00m2.

(5) Wenn der Pausenraum gleichzeitig auch als Aula
Magna dient, ist in unmittelbarer Nähe ein Stuhl-
lager vorzusehen.

60. zugänge

(1) Die Zahl der Ein-und Ausgänge richtet sich nach
Größe und Erschließung. Die gute Auffindbarkeit
ist wesentlich. Bei Mehrzweckbauten muss der
Kindergarten auf jeden Fall einen eigenen Ein-
gang haben.

(2) Die Haupteingänge müssen mit Windfängen
versehen werden. Die Türen können automatisch
betrieben sein. Drehtüren sollen vermieden wer-
den.

(3) Die Flure sind unter Einhaltung der einschlägi-
gen Rechtsvorschriften über Sicherheit und vor-
beugenden Brandschutz zu planen. Es gelten die
Vorschriften laut Kapitel IV. In den Fluren kön-
nen Arbeitsnischen und Arbeitsplätze für Einzel-
ne und Kleingruppen eingerichtet werden.

(4) Auf jeden Fall müssen die einschlägigen Bestim-
mungen für Menschen mit Behin~erung gemäß
Artikel 10 dies~r Verordnung berücksichtigt wer-
den..

61. Inneres Erschüeßungssystem

(1) Die Orientierung im Inneren des Hauses soll klar
und übersichtlich sein. Die Verkehrsfläche soll
das Ausmaß von 20% der Nutzfläche nicht über-
schreiten.

62. Flure

(1) Die Breite der Flure beträgt nicht weniger als 2,0
m. Flure, an denen keine Lehr- und Lernräume
liegen (Stichflure),können aU(l,50 m reduziert

. werden. Die Höhe aller Flure muss wenigstens
2,40 m betragen.

(2) Die Flure sollen so gestaltet werden, dass dort
nach MögliChkeit auch Arbeitsnischen und Ar-
beitsplätze für Einzelne und Kleingruppen einge-
richtet werden können.
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63. Türen

(1) Die Durchgangsbreite der Türen zu Lehr- und
Lernräumen darf nicht weniger als 1,00 m betra-
gen.

(2) Die Türen der normalen Klassenräume und der
Fachunterrichtsräume sollen nach innen versetzt
sein und sich nach außen öffnen lassen.

64. Treppen

(1) Eine Haupttreppe dient in der Regel der Er-
schließung von höchstens 10 Lehr- und Lern-
räumen je Geschoss.

(2) In der Regel sind Wendeltreppen nicht zugelas-
sen. Für Räumlichkeiten, die von den Schülern
und Schülerinnen nicht verwendet werden
(Technikräume, Diensträume usw.), sind solche
Treppen zugelassen, sofern sie fachgerecht aus-
geführt sind und das Risiko, das mit ihrer Nut-
zung verbunden ist, berücksichtigt wird.

(3) Die Länge eines Treppenlaufes beträgt max.12
Stufen. Die Tiefe des Treppenpodestes muss 1,20
mal so groß wie die Treppenbreite sein. Die
Treppen müssen folgendes Steigungsverhältnis
haben: Höhe der Stufen 16 cm, bei Kindergärten
12 cm; Auftrittsbreite 30 cm. Die Geländer müs-
sen so gestaltet sein, dass das Rutschen und Klet-
tern darauf ausgeschlossen ist. Die Geländerhöhe
(gemessen von der Vorderkante der Trittstufe)
muss wenigstens 1,00 m betragen. Das gleiche
gilt für Parapete und Brüstungen. Bei einer Ab-
sturzhöhe von mehr als 12 m sind wenigstens
1,10 m verlangt. Die Höhe der Handläufe beträgt
0,80-1,00 m. Handläufe sind ohne freie Enden
vorzusehen.

65. Anzahl der Geschosse

(1) Kindergärten sollten nicht mehr als 2 Geschosse
haben.

(2) Grund- und Mittelschulen sollten nicht mehr als
4 Geschosse haben.

(3) Oberschulen und Berufsschulen sollen möglichst
6 Geschossenicht überschreiten.

(4) Ausnahmen sind möglich, wenn der Technische
Landesbeirat hierfür ein positives Gutachten er-
teilt.

66. Aufzüge

(1) In mehrgeschossigen Gebäuden ist ein behinder-
tengerechter Aufzugvorzusehen.

(2) Abmessungen des Fahrstuhls:
a) lichte Breite 137 cm,
b) lichte Tiefe 150 cm,
c) lichte Türbreite 90cm.
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67. Lehrer- und Hausmeisterwobnungen

(1) Die gegebenenfalls erforderlichen Wohnungen
müssen den Bestimmungen der Wohnbauförde-
rung entsprechen und einen getrennten Zugang
haben.

(2) In den Bergschulen können bei Bedarf Lehrer-
wohnungen vorgesehen werden.

KAPITEL III

Technische und bauliche Anforderungen

68. Belichtung

(1) Um die ausreichende Belichtung der Lehr- und
Lernräume zu gewährleisten, darf die Größe der
Glasfläche in der Regel 1/6 der Grundfläche des
Lehr- und Lernraumes - ausgenommen sind
Großräume-nicht unterschreiten. Beieiner Tiefe
der Lehr-und Lernräume von mehr als 7,20 mist
eine zusätzliche Tageslichtbeleuchtung oder eine
entsprechend ausgelegte künstliche Beleuchtung
erforderlich. Die Höhe der Fensterbrüstungen,
sofern diese nicht im Erdgeschoss liegen oder auf
Balkone oder auf begehbare Terrassen schauen,
muss gemäß Artikel 64 Absatz 3 bemessen wer-
den. Die Fenstergröße ist auf das statisch und
funktionell notwendige Maß zu begrenzen. Alle
von innen sichtbaren Fensterteile sind zur Aus-
schaltung von störenden Lichtdichtekontrasten
möglichst hell zu halten.

(2) Innenhöfe sind zur Belichtung und Belüftung von
Lehr-,und Lernräumen möglich, wenn die Licht-
hofbreite wenigstens der Höhe des gegenüber-
liegendenBaukörpersentspricht.~

(3) In Kindergärten müssen die Fensterflächen in
den Aufenthaltsräumen wenigstens 1/6 der Nutz-
fläche, in Schulen wenigstens 1/10 der Nutzflä-
che betragen. Die Fensterkonstruktionen sind so
zu wählen, dass die Kinder bzw. die Schüler und
Schülerlnnen nicht an geöffnete Fensterflügel
stoßen können (Unterkante wenigstens 1,25 m
über dem Fußboden). Dreh- und Kippflügelfen-
ster mit fester Verglasung im unteE.fn Bereich
sind e~pfehlenswert. Die Fensterbrüstung soll
nicht höher als 0,65 m sein. In Räumen in den
oberen Stockwerken muss die Höhe der Fenster-
brüstung wenigstens 1,00 m betragen, bei einer

. Absturzhöhe von mehr als 12 m wenigstens 1,10
m.

69. Sonnenschutz

(1) Der Sonneneinstrahlung ausgesetzte Fenster ein-
schließlich jener von Turnhallen müssen grund-
sätzlich mit einem Sonnenschutz versehen wer-
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den. Dieser soll außen angebracht, beweglich
sein und die gesamte Fensterfläche bedecken. Es
müssen genügend Tageslicht und Frischluft in
die Räume eintreten können. Die Anlagen sollen
außerdem windresistent sein.

(2) Der Sonnenschutz soll gleichzeitig auch als Teil-
verdunkelung für die Verwendung audiovisueller
Hilfsmittel im Unterricht verwendbar sein.

70. Verdunkelung

(1) Jeder Lehr- und Lernraum soll ausreichend ver-
dunkelbar sein. Bei den Fachunterrichtsräumen
für Physik, für die naturwissenschaftlichen und
technischen Fächer, für Zeichnen und für die Fo-
tolabors ist eine Vollverdunkelung vorzusehen,
die elektrisch oder manuell betrieben werden
kann.

(2) In Kindergärten müssen Gruppen-, Ruhe- bzw.
Bewegungs- und Mehrzweckräume verdunkelbar
sein. Vorhänge allein genügen nicht.

71. WärmeschutzfWärJnespeicherung

(1) Winterlicher Wärmeschutz:
Zur Gewährleistung des winterlichen Wärme-
schutzes muss das Gebäude wenigstens den An-
forderungen an einen Bau der Kategorie "Klima-
haus B" gerecht werden. Der entsprechende
Nachweis muss bereits bei der Einreichplanung
erbracht werden und nach Bauende durch eine
Erklärung des verantwortlichen Bauleiters bzw.
der verantwortlichen Bauleiterin über die effek-
tiv realisierten Baustrukturen bestätigt werden.

(2) Sommerlicher Wärmeschutz:
Der Nachweis des sommerlichen Wärmeschutzes
und der speicherwirksamen Masse muss gemäß
den einschlägigen Rechtsnormen erbracht wer-
den. Falls sich durch bauliche Maßnahmen kein
ausreichender sommerlicher Wärmeschutz erzie-
len lässt, muss zumindest für die Räume, die
auch im Sommer genutzt werden können, eine
zusätzliche natürliche oder mechanische Raum-
kühlung vorgesehen werden. Der entsprechende
Nachweis des erzielten Raumklimas muss detail-
liert erbracht werden.

(3) Zu erbringende Nachweise:
a) Hinsichtlich der Betriebskosten muss dem

Ausführungsprojekt ein detaillierter Bericht
über die zu erwartenden Betriebs- und War-
tungskosten für die Beheizung im Winter
und die eventuelle Kühlung im Sommer für
ein gesamtes Jahr beigelegt werden.

b) In der ersten Wintersaison muss nach Inbe-
triebnahme des Gebäudes eine thermogra-
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phisehe Aufnahme zumindest von allen Au-
ßenwänden und vom Dach angefertigt und
mit einem technischen Bericht beschreibend
ergänzt werden.

72. Lüftungstechnische Anlagen.

(1) Lüftungstechnische Anlagen sind im Allgemeinen
nur in folgenden besonderen Fällennotwendig:
a) wenn das Gebäude in einer Umgebung mit

hohem Verkehrsaufkommen gelegen ist,
b) wenn das Gebäude in Gebieten mit hoher

Luftverschmutzung gelegen ist,
c) bei innenliegenden Räumen; innenliegende

Räume sind lediglich in Bereichen gestattet,
in denen sich Personen nur während einer
geringen Wochenstundenzahl aufhalten,

d) bei Räumen, in denen regelmäßig mit Ver-
dunkelungszeiten zu rechnen ist, die länger
als zwanzig Minuten dauern,

e) bei erhöhtem Beleuchtungsniveau zur Ab-
führung der Wärmebelastung,

f) in Werkstätten und in Werkräumen,
g) in unterirdischen Lehr-und Lern- sowie Auf-

enthaltsräumen,
h) in all jenen Fällen, in denen auf Grund von

sanitärhygienischen oder energietechnischen
Vorschriften eine mechanische Lüftung not-
wendig, sinnvoll oder wirtschaftlich ist.

(2) Die lüftungstechnischen Anlagen müssen ge-
räuscharm sein und eine betriebsfreundliche Re-

gelungs- und Bedienungsmöglichkeit.gewährlei-
sten.

(3) Bei der Auslegung der lüftungstechnischen Anla-
gen ist auf eine effiziente Rückgewinnung sen-
sibler und latenter Wärme beso~ders zu achten.
Die Wahl der geeigneten Geräte und Wärmetau-
schersysteme muss auf der Grundlage einer zu
belegenden Wirtschaftlichkeitsberechnung und
unter Berücksichtigung der sanitärhygienischen
Anforderungen erfolgen.

73. Elektrische Anlagen

(1) DieElektroanlage besteht aus:
a) Stromspeiseanlagen wie

b)
c)
d)
e)

1. Verlegesystem für die Verlegung der
Leitungen in Auf- oder Unterputzaus-
führung,

2. elektrische Anschlüsse, direkt oder über
Steckverbindungen,

3. Stromverteiler mit den erforderlichen
Schalt-,Mess-und Schutzorganen,

Beleuchtungsanlagen,
Sicherheitsbeleuchtungsanlagen,
Telefonanschlüssen,
Erdungsanlagen,
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f) Blitzschutzanlagen, falls das Gebäude nicht
eigengeschützt sein sollte,

g) brandschutztechnischen Anlagen,
h) akustischen Signalanlagen,
ij Fernsprechanlagen,
j) Anschlüssen für multimediale Systeme,
k) Fernsehanlagen,
1) EDV-Anlagen,
m) spezifischen Anlagen, die von Fall zu Fall

mit den Nutzern und Nutzerinnen zu be-
stimmen sind und in das Projekt übernom-
men werden müssen (z.B.Einbruchmeldean-
lagen).

(2) Die Anzahl und die Position der einzelnen Anla-
genteile sind entsprechend der Einrichtung und
in Absprache mit dem Bauherrn und den Nut-
zenden zu bestimmen.

(3) Die Anlagen sind nach den einschlägigen techni-
schen Normen, in jeweils geltender Fassung; zu
erstellen und es sind die einschlägigen Rechts-
vorschriften über die Beseitigung und Überwin-
dung von architektonischen Hindernissen gemäß
Artikel 10 dieser Verordnung einzuhalten.

(4) Die Beleuchtungsanlage muss nach den einschlä-
gigen Normen, in jeweils geltender Fassung, er-
stellt werden. Im Besonderen sind ein für die
Nutzenden einfaches und verständliches Be-
triebsverhalten, hohe Energieeffizienz und eine
kostengünstige Wartung zu gewährleisten.

(5) Bei der Beleuchtungsanlage ist Folgendes zu
beachten:
a) Bei der Auswahl der Beleuchtungskörper ist

darauf zu achten, dass Leuchten mit elek-
tronischen Vorschaltgeräten eingesetzt wer-
den;

b) es sollen Leuchtmittel mit einem hohen
Wirkungsgrad und mit einer hohen Nutzle-
bensdauer verwendet werden;

c) in einem Objekt soll die Vielfalt an Leucht-
mitteln möglichst gering gehalten werden;

d) die Zugänglichkeit aller Leuchten sollte im
Sinne einer kostengünstigen Wartung ge-
währleistet sein;
in den Gruppenräumen der Kindergärten
sowie in den Mehrzweckräumen, den Konfe-
renzräumen, den Filmräumen und allen Räu-
men der Schulen, in welchen Bildschirmar-
beitsplätze vorhanden sind, sind dimmbare
Beleuchtungsanlagen vorzusehen.

e)

(6) Der Stromverbrauch für die Beleuchtung ist in
der Planungsphase als Zielwert und bei der ü-
bergabe als Ist-Wert nachzuweisen.

(7) Bei der Lichtschaltung und -steuerung ist darauf
zu achten, dass energiesparende Lösungen zum
Tragen kommen. Ein Augenmerk ist auf eine
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sinnvolle Aufteilung der Schaltkreise und das
konsequente Abschalten nicht benötigter Licht-
quellen sowie auf die Minimierung der Expositi-
on des Personals durch elektromagnetische Fel-
der zu legen. Für Turnhallen ist eine 3-Stu-
fenbeleuchtung vorzusehen.

74. Sicherheitsbeleuchtung

(1) Unabhängig von der Größe des Kindergartens
oder der Schule und von der Personenanzahl ist
eine Sicherheitsbeleuchtung vorzusehen. Die An-
lage ist nach den einschlägigen technischen
Normen, in geltender Fassung, zu errichten.

(2) Die Anlage kann mit zentraler Stromversorgung
oder mit autonomen Sicherheitsleuchten erstellt
werden. Eine zentrale Überwachung der Anlage
ist vorzusehen.

(3) Beider Sicherheitsbeleuchtung der Rettungs- und
Fluchtwege ist Folgendes zu beachten:
a) Um eine gefahrlose Evakuierung zu ermög-

lichen, sind Fluchtwege und Ausgänge mit
einer Sicherheitsbeleuchtung zu beleuchten.
Die Sicherheitsbeleuchtung gewährleistet
die erforderliche Mindestbeleuchtungsstär-
ke, um ein gefahrloses Verlassen der Räume
bis zu einem sicheren Ort zu ermöglichen.

b) Die erforderliche Mindestbeleuchtungsstär-
ke auf Rettungs- und Fluchtwegen beträgt 5
Lux horizontal am Boden gemessen (laut
UNI EN 1838).

(4) Bei der Anti-Panik-Beleuchtungist Folgendes zu
beachten:
Anti-Panik-Beleuchtungist die minimale Grund-
beleuchtung, die in einem größeren Raum ein si-
cheres Erreichen der Rettungs- und Fluchtwege
ermöglichen soll. Sie soll in Orten mit großer
Menschenansammlung (z.B.Aula Magna, Veran-
staltungsräume) vorgesehen werden.

(5) Bei der Sicherheitsbeleuchtung für Arbeitsplätze
mit besonderer Gefahrdung ist Folgendes zu be-
achten: -
a) Arbeitsplätze mit besonderer Gefcihrdung

erfordern eine Sicherheitsbeleuchtung, die
ein gefahrloses Beenden .besonderer Tätig-
keiten sowie das Verlassen des Arbeitsplat-
zes ermöglicht. Diese Sicherheitsbeleuch-
tung ist in Werkstätten, Werkräumen usw.
vorzus.ehen;

b) für Lehr- und Lernräume ist es ausreichend,
wenn der Ausgangsbereich durch eine Si-
cherheitsbeleuchtung mit einem beleuchte-
ten Rettungszeichen beleuchtet ist.
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(6) Im Schulgebäude müssen die vorgeschriebenen,
genormten Hinweisschilder angebracht sein, um
auf Ausgänge und andere Sicherheitsvorkehrun-
gen hinzuweisen. Die Schilder müssen durch die
Sicherheitsbeleuchtung ausreichend beleuchtet
sein.

75. Akustische Signalanlagen

(1) Schulen sind mit akustischen Signalanlagen mit
Uhrwerk auszustatten, die von einem zentralen
Uhrwerk gesteuert werden und mit denen Pau-
senzeichen durchgegeben werden können. Uhren
sind in den Gängen, im Eingangsbereich, im Leh-
rerzimmer, in der Turnhalle, im Gymnastikraum;
im Schwimmbad und beim Schulwart bzw. bei
der Schulwartin vorzusehen.

(2) Für Kindergärten ist eine Klingel-und Türöffner-
anlage erforderlich.

76. Fernsprechanlage

Die Schulen müssen über ausreichenden Fernsprech-
anschluss verfügen. Zusätzliche Anschlüsse sind ins-
besondere in Bereichen mit größerer Unfallgefahr
vorzusehen.

77. Anschlüsse für multimediale Systeme und EDV-
Anlagen

(1) Alle Lehr- und Lernräume einschließlich Turnhal-
le, Mehrzwecksäle,Filmräume,Medienräume und
Aula Magna müssen mit genügend Anschlüssen
für multimediale Systeme ausgestattet sein. Für
den Empfang der öffentlichen Hörfunk- und
Fernsehprogramme ist eine Antennenanlage vor-
zusehen. Sie soll auch klasseninternes Fernsehen
ermöglichen.

(2) Für die Übertragung von Daten, Sprache und
Video ist das Gebäude strukturiert zu verkabeln
und mit genügend Anschlüssen zu versehen,
welche für Informationsübertragungen verwen-
det werden können.

(3) Für die Verkabelung sind zwei getrennte Anlagen
vorzusehen:
a) eine Anlage für die Verwaltung, einschließ-

lich Hausmeister- und Schulwartsdienst und
Lehrerzimmer;

b) eine zweite Anlage für den schulischen Be-
reich.

(4) Die Anlagen werden sternf6rmig dem aktuellen
Stand der Technik entsprechend aufgebaut. Zen-
traler Punkt sind ein oder mehrere untereinander
verbundene Verteilerschränke. Im Verteiler-
schrank sind die erforderlichen Steckverbindun-
gen für den Aufbau des strukturierten Netzes
vorzunehmen.
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(5) Im Verteilerschrank muss auch der Platz für die
aktiven Teilevorgesehen sein. Es muss den recht-
lichen und technischen Sicherheitsbestimmun-
gen für Datennetze Rechnung getragen werden.

78. Stromanschlüsse

(1) Sämtliche Lehr- und Lernräume sind mit genü-
gend elektrischen Anschlüssen zu versehen. Die
Art der Installation soll so gewählt werden, dass
eine Flexibilität und eine Potenzierung der An-
schlusspunkte im Laufder Nutzung möglich ist.

(2) Für allfällige Nachinstallationen sind sowohl
genügend Leerrohre als auch genügend freier
Platz in der Hauptverteilung vorzusehen.

79. Schallschutz

(1) Für die Luft-und Trittschalldämmung gelten:

a) das Gesetz vom 26. Oktober 1995, Nr. 447
und
das Dekret des Präsidenten des Ministerra-
tes vom 5. Dezember 1997, Nr. 417, "Festle-
gung schallschutztechnischer Anforderun-
gen an Gebäude".

b)

80. Akustik

(1) Im Schulbau müssen schallschutztechnische und
raumakustische Vorrichtungen vorgesehen wer-
den. Der akustische Komfort, geringer Grundge-
räuschpegel und klare Verständigung sind unab-
dingbare Vorraussetzung für die Unterrichtstä-
tigkeit, so bei der Vermittlung, Aufnahme und
Verarbeitung yon Lerninhalten. Ein angenehmes
akustisches AmbieJite erleichtert das Sprechen
und Zuhören, verbessert die Kommunikation
zwischen Lehrpersonen und SchülerlSchülerin-
nen und fördert die Konzentration und Aufmerk-
samkeit.

(2) In Lehr-und Lernräumen, Musikräumen, Audito-
rien und Turnhallen muss eine für den Unterricht
geeignete Akustik mit guter Sprachverständlich-
keit geschaffen werden. In Gemeinschaftsräu-
men, wie z.B.Bibliotheken, Aufenthalts-, Pausen-
und Vorräumen sowie Mensen ist eine akustisch
beruhigte Raumatmosphäre vorzusehen. Ebenso
sind durch bauliche Maßnahmen Störgeräusche,
welche von Außen, aus benachbarten Räumen
und von Betriebslärm herrühren, auszuschalten
oder auf zulässige Mindestwerte zu bringen.

(3) Unter Berücksichtigung der Anforderungen laut
Absatz 2 sind die primäre bauliche Struktur, das
heißt die geometrische Gestaltung der Räume,
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die Sekundärstruktur, das heißt die Gestaltung
der Wände und Decken, und die Ausstattung der
Schulräume auszuführen nach:
a) dem Dekret des Präsidenten des Ministerra-

tes vom 5. Dezember 1997, Nr. 417, "Festle-
gung schallschutztechnischer Anforderun-
gen an Gebäude",

(4) Zur Erreichung des vorgegebenen Qualitätsstan-
dards werden als Bezug die Schweizerischen
Richtlinien SGA- SSA,"Akustik von Schulzim-
mern und anderen Räumen für die Sprache" vom
11.3.2004 berücksichtigt. Die Nachhallzeit in den
Lehr- und Lernräumen wie Klassenräume, Fach-
unterrichtsräume, Gruppenräume, Seminarräu-
me, Hörsäle, Tagungsräume und Konferenzräu-
me ist in der DIN 18041 nach dem Stand der
Technik festgelegt.

(5) In Räumen mit erhöhtem Geräuschpegel müssen
geeignete Maßnahmen zur Reduzierung des
Schalldrucks getroffen werden.

81. Heizung und Kühlung

(1) Bei der Wahl des Energieträgers für die Wärme-
versorgung sind wirtschaftliche, energietechni-
sche und ökologische GesichtspuJikte zu beach-
ten. Die Heizsysteme sollen vorzugsweise, soweit
möglich, im Niedertemperaturbereich ausgelegt
werden und auf Strahlungsprinzip arbeiten.

(2) In Lehr-und Lernräumen, wo feste Einrichtungen
mit BodenveraJikerungen eingebaut werden
müssen, soll Bodenheizung vermieden werden.
In den Schulräumen, wo eine Fußbodenheizung
eingebaut wird, ist darauf zu achten, dass gemäß
den entsprechenden technischen Normen bei
Höchstleistung an der Fußbodenoberfläche keine
gesundheitsbelastende Temperatur entsteht.

(3) Die Heizkreise müssen so getrennt werden, dass
die der Sonneneinstrahlung unterschiedlich aus-
gesetzten Räume, die Verwaltungsräume, die
Hausmeisterwohnung, die für Sport genutzten
Räume und alle auch außerschulisch oder wäh-
rend der Ferien benützen Räume zeitlich und
temperaturmäßig völlig unabhängig geregelt
und gesteuert werden können.

(4) In Sporthallen, in größeren Turnhallen und in
großen Versammlungssälen ist zur gewählten
statischen Grundheizung eine Luftheizung vor-
zusehen.

(5) Die Temperaturkontrolle muss über eine Einzel-
raumregelung erfolgen.

(6) Die Kühlung ist grundsätzlich nur für die Verwal-
tungsräume und die Computer-Klassenvorgese-
hen, falls die klimatischen Verhältnisse dies for-
dern. Die Kühlung der Aula Magna, der Turnhal-
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len oder aller mit einer mechanischen Lüftungs-
anlage ausgestatteten Räumlichkeiten muss je
nach spezifischen Anforderungen und nach Nut-
zung ausführlich begründet werden.

82. Beschaffenheit der fußböden

(1) In allen Schulräumlichkeiten müssen die Böden
grundsätzlich pflegeleicht, rutschfest und anti-
statisch sein und im Aufbau eine fachgerechte
Trittschalldämmung erhalten. In den Lehr- und
Lernräumen sind Teppichböden zu vermeiden. In
den Fachunterrichtsräumen sollen technische
Bödenvorgesehen werden.

(2) In den Turnhallen, die für mehrere Sportarten
dienen, sollen in der Regel flächen- bzw. punkt-
elastische Bödenvorgesehen werden.

83. Beschaffenheit der Fensterflächen und Glas-
fronten

(1) Glasflächen jeglicher Art müssen laut den ent-
sprechenden technischen Normen (UNINormen)
ausgeführt werden.

(2) Sämtliche Fensterflächen und Glasfassaden sind
so zu gestalten, dass deren Reinigung und In-
standhaltung leicht und ohne großen Kosten-
aufwand möglich ist.

KAPITEL IV

Sicherheit und vorbeugender Brandschutz

ABSCHNITT I -Allgemeines

84. Zielsetzungen

(1) Die vorliegenden Richtlinien betreffen die Si-
cherheitskriterien rur Gebäude und Lokale, die
als Kindergärten oder Schulen jeder Art - sie
werden in diesem Kapitel kurz als Schulen be-
zeichnet - benutzt werden. Sie sollen Personen
und Sachen vor Brandgefahr schützen. -

(2) Siefmden auf folgende Bauten Anwendung:
a) auf Neu-und Umbauten

1. auf Neu1;>auten,
2. auf Schulen, die in schon bestehenden

Gebäuden oder Räumen einzurichten
sind,

3. auf Schulen, die bei Erlass der vorlie-
genden Normen schon in Betrieb sind,
sobald sie grundlegend umgebaut oder
erweitert werden. Ein grundlegender
Umbau ist dann gegeben, wenn sich
das Brandrisikoerhöht;
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b) auf bestehende Gebäude und Lokale; es
werden die Vorschriften des Abschnitts III
angewandt;
auf Schulen mit bis zu hundert Personen; es
werden die besonderen Sicherheitsnormen
des Abschnitts IVangewandt.

c)

ABSCHNTIT TI-Bautechnische Eigenschaften
für Neu-und Umbauten

85. Standort

(1) Die Lage der Schule muss einen leichten Zugang
der Einsatzfahrzeuge der Feuerwehren und des
Zivilschutzes gewährleisten. Außerdem müssen
die Lehr- und Lernräume und alle Aufenthalts-
räume von den Einsatzmitteln erreichbar sein
und dürfen auf keinen Fall höher als 22,00 m
über dem Zufahrtsniveau liegen.

(2) Räume für Schulzwecke können in folgenden
Gebäuden untergebracht werden:
a) in unabhängigen und allein stehenden Ge-

bäuden mit entsprechender Zweckbestim-
mung,

b) in bestehenden Gebäuden oder Räumen, die
auch unterhalb, oberhalb oder neben ande-
ren mit verschiedener Zweckbestimmung
liegen, vorausgesetzt, dass die Sicherheits-
normen der letzteren die Nähe oder das An-
grenzen von Schulgebäuden nicht aus-
schließen. Es ist eine eventuelle Verbindung
mit den obgenannten Räumen erlaubt,
wenn die Verbindungselemente eine den re-
alisierten Brandabschnitten entsprechende
Brandklasse aufweisen.

(3) Innerhalb des Schulkomplexes, aber außerhalb
des Schulgebäudes müssen im Verhältnis von
1,00 m2 je vier Personen Sammelstellen mit di-
rektem Zugang zur Straße vorgesehen werden,
die so angelegt sind, dass die Sicherheit der Per-
sonen gewährleistet und die Einsatztätigkeit
nicht behindert wird.

86. Feuerwiderstand

(1) Der erforderliche Feuerwiderstand der tragenden
Bauteile und der Baustoffe der Gebäude und
Räume, die Bemessung der jeweiligen Stärke und
der anzuwendenden Schutzmaßnahmen für die
verschiedenen Materialien sowie die Einstufung
der Gebäude und Räume nach ihrer Brandbela-
stung werden gemäß Vorschriften und Prüfnor-
men der allgemeinen Bestimmungen ermittelt,
unabhängig vom Material, das für die tragenden
Bauteile verwendet wird; auf keinem Fall darf der
Feuerwiderstand unter R60 liegen.
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(2) Dachaufbauten mit Feuerwiderstand unter R 60
sind zulässig, wenn sie durch Bauteile REI60 ei-
nen eigenen Brandabschnitt bilden.

87. Brennbarkeit der Materialien

(1) In Eingangshallen, Gängen, Durchgangsräumen
und Treppenhäusern, auf Rampen und auf Ver-
kehrsflächen im Allgemeinen ist die Verwendung
von Materialien der Brandklasse 1 (eins) für ma-
ximal 50% der Gesamtoberfläche erlaubt (Boden
+ Wände + Decke + horizontale Projektion der
Treppen). Für die restlichen Teile müssen Mate-
rialien der Brandklasse 0 (null) verwendet wer-
den (nicht brennbar).

(2) In allen anderen Bereichen können für die Bo-
denbeläge Materialien der Brandklasse 2 (zwei)
und für die Verkleidung im Allgemeinen solche
der Brandklasse 1 (eins) verwendet werden. Die
Verwendung von unbehandelten Holzböden und
unbehandelten Holzverkleidungen ist gestattet.

(3) Die Materialien für Verkleidungen, die, wie in
den vorhergehenden Absätzen angeführt, für die
verschiedenen Brandklassen zugelassen sind,
müssen, mit Ausnahme der nicht brennbaren
Materialien, so angebracht werden, dass sie
durchgehend an den Konstruktionselementen an-
liegen, dass eventuelle Zwischenräume mit nicht
brennbarem und dauerhaftem Material ausge-
füllt werden oder dass Zwischenräume mittels
unbrennbaren, senkrechten und waagrechten
Montageelementen im Höchstabstand von 1,20
m in geschlossene Abschnitte untert;eilt werden.
Zwischenräume .dürfen jedenfalls nicht tiefer als
5,00,cm sein.

(4) Die Brandklasse der Vorhänge darf nicht höher
als 1 (eins)sein.

(5) Es ist erlaubt die Fluchtwege mit möglichst fIxen,
auch nicht zertifIzierten Einrichtungen auszurü-
sten, sofern
a) nicht die für den Abfluss berechnete Min-

destbreite von 1,20 m verringert wird,

keine Polsterungen verwendet werden, un-
beschadet des Kriteriums, die Brandgefähr-
dung auf ein Minimum zu redu::ieren.

(6) Die Verwendung von Baustoffen, für welche spe-
zifIscheVoraussetzungen hinsichtlich der Brenn-
barkeit vorgeschrieben sind, muss gemäß den
Vorschriften von Artikel 4 des Dekretes des In-
nenministers vom 10. März 2005 erfolgen. Die
übrigen Stoffe,welche nicht als Baustoffe einge-
stuft sind, müssen gemäß den Bestimmungen
des Dekretes des Innenministers vom 26. Juni
1984 (Ordentliches Beiblatt zum Gesetzesanzei-
ger Nr. 234 vom 25. August 1984), in geltender
Fassung, typengeprüft sein.

b)
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(7) Bei der Außenverkleidung sind leicht entzündba-
re Baustoffe zu vermeiden.

88. Brandabschnitte
I

I (1) Die Gebäudemüssen in Brandabschnitteunter-
teilt sein, die sich auf höchstens drei Stockwerke
erstrecken. Die maximale Fläche eines Brandab-
schnittes im selben Stockwerk darf 4.000,00 m2
nicht überschreiten. Wenn der Brandabschnitt
mehrere Stockwerke umfasst, muss die maximale
Gesamtfläche auf 3.000,00m2 begrenzt werden.

(2) Senkrechte Verbindungsräume zwischen den
verschiedenen Stockwerken des Gebäudes für
Treppenhäuser, Aufzüge, Klimaanlagen, Lei-
tungsschächte, Lichthöfe und Ähnliches müssen
die Eigenschaften aufweisen, die den allgemei-
nen Normen entsprechen.

(3) Glasflächen jeglicher Art müssen nach den ent-
sprechenden technischen Normen (UNINormen)
ausgeführt werden.

(4) Die Treppenhäuser, die Brandabschnitte verbin-
den, müssen wenigstens vom geschützten Typ
sein und Türen von wenigstens RE60 haben. Je-
des Stockwerk, das für Schulzwecke verwendet
wird, ausgenommen das Erdgeschoss, muss we-
nigstens zwei voneinander unabhängige Aus-
gänge haben. Der größte Abstand zwischen der
Tür eines jeden Raumes und der am nächsten lie-
genden Treppedarf 30,00m nicht überschreiten.

(5) Der zweite unabhängige Ausgang ist nicht not-
wendig, wenn der gesamte Fluchtweg zu einem
freiliegenden sicheren Ort nicht länger als 30,00
mist.

(6) Die Breite der Treppen, die in die höheren
Stockwerke führen, richtet sich nach der Anzahl
der Personen, die sich der Treppen bedienen, und
zwar im Verhältnis von 1,00 cm Breite je Person
mit einer Mindestbreite von 1,50 m und einer
Höchstbreite von 2,50 m für jede Treppe. Für die
Sicherheitstreppen ist eine Mindestbreite von
1,20 m zulässig.

(7) Für die Dimensionierung der Breite des Stiegen-
aufganges müssen die zwei darüberliegenden
Stockwerke berücksichtigt werden, in denen sich
die größte Anzahl an Personen aufhält.

(8) Die Begehbarkeit von externen Sicherheitstrep-
penhäusern darf nicht durch eventuelle Brände
beeinträchtigt werden.

89. Maßnahmen für die Räumung im Notfall

(1) Für die Bemessung der Ausgänge nimmt man die
Höchstzahl der anwesenden Personen an, mit
wenigstens 20 Personen je Klasse.

(2) Die Breite der Ausgänge richtet sich nach der
Anzahl der Personen und steht im Verhältnis von
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1,00 cm je Person. Die Türen müssen wenigstens
1,00 m breit sein. Wenigstens eine Tür muss 1,20
m breit sein.

(3) Die Notausgänge im Erdgeschoss müssen so
gelegen sein, dass der Abstand zu den Stiegen
auf ein Minimum beschränkt wird, mit einem
Höchstmaßvon15,00m. .

(4) Die Notausgangstüren müssen-mit panikver-
schlüssen versehen sein oder auf e4Uachen
Druckaufschlagen.

(5) Alle Schillen müssen wenigstens zwei Ausgänge
haben. Sie müssen sich an entgegen gesetzten
Stellenbefinden.

(6) AlleAusgänge müssen aus ein- oder zweiflügeli-
gen Türen bestehen, die mit leichtem Druck nach
außen in Fluchtrichtung aufgehen. Türen, die
sich auf interne Fluchtkorridore öffnen, müssen
so gestaltet sein, dass sie die Durchgangsbreite
der Gänge nicht reduzieren.

(7) Für die Kindergärten darf der Haupteingang als
Notausgang nur dann verwendet werden, wenn
er in einen geschützten Hofführt.

90. Besondere Gefahrenbereiche

(1) Zu den besonderen Gefahrenbereichen zählen
Räume für gefährliche Versuche und diesbezügli-
che Lagerräume.

(2) Als Räume für gefährliche Versuche werden fol-
gende definiert:
a) Lehr-und Lernräume, in denen entzündbare

feste oder flüssige Stoffeverwende~werden,
b) Lehr-und Lernräume, in denen entzündbare

gasförmige Stoffeverwendet werden,
c) Lehr- und Lernräume, in denen mit freien

Flammen gearbeitet wird oder öfen ver-
wendet werden.

(3) Lagerräume sind:
a) Lager für brennbare feste oder flüssige Stof-

fe,
b) Lager für entzündbare gasförmige Stoffe.

(4) In den Klassen müssen kleine Mengen entzünd-
barer flüssiger Stoffein eigenen Metallschränken
aufbewahrt werden.

(5) Die Lokale laut den Absätzen 2 und 3 müssen
eigenständige Brandabschnitte de~ Klasse REI60
für Lehr- und Lernräume und der Klasse REI 120

. für Lagerräume bilden.
(6) Die Räume für gefahrliche Versuche und die

diesbezüglichen Lagerräume müssen in oberirdi-
schen Geschossenuntergebracht sein.

(7) Werkstätten, in denen mit offenen Flammen
gearbeitet wird, müssen im Erdgeschoss unter-
gebracht sein und wenigstens einen Ausgang ins
Freie aufweisen.

J
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(8) In Räumen, in denen entzündbares Gas verwen-
det wird, müssen geeignete Spür- und Meldean-
lagen für Gase und Dämpfe installiert sein; sie
müssen ein externes elektrOInagnetisches Ab-
sperrventil steuern. Die Versorgungsanlage muss
außerdem innerhalb des Klassenzimmers mit
manuell betriebenen Absperrventilen versehen
sein, die mit einem Schlossversperrbar sind.

(9) Die Räume für gefahrliche Versuche müssen mit
Lüftungsöffnungen mittels aufklappbaren Fen-
stern, deren Ausmaß wenigstens 1/20 der Nutz-
fläche beträgt, versehen sein. Die Lagerräume
müssen mit Öffnungen im Ausmaß von 1/40 der
Nutzfläche ausgestattet sein. In Räumen mit
Rauch-, Gas- oder Staubentwicklung muss eine
mechanische Absauganlage eingebaut sein, die
wenigstens einen dreifachen Luftaustausch je
Stunde gewährleistet. Diese Regel wird bei ge-
eigneter örtlicher Absaugung nicht angewandt.

91. Andere Räume

(1) Versammlungssäle und Turnhallen müssen we-
nigstens zwei unabhängige, gegenüberliegende
Ausgänge aufweisen.

(2) Die Innengänge müssen nach denselben Kriteri-
en wie die Notausgänge bemessen werden. Et-
waige Sitzplätze müssen in Blöckenvon maximal
160 Plätzen angeordnet sein, wobei höchstens 20
Plätze je Reihebzw. 20 Reihen zulässig sind.

(3) Für Lokale,die auch für öffentliche Veranstaltun-
gen verwendet werden, müssen die einschlägi-
gen Bestimmungen beachtet werden.

(4) Im selben Gebäude ist der Bau von Garagen un-
ter der Bedingung erlaubt, dass:
a) die Trennelemente wenigstens einen Feu-

erwiderstand von REI120 aufweisen,
b) die Verbindung durch rauchdichte Schleu-

sen mit Türen RE60 erfolgt.

(5) In Schulgebäuden ist der Bau von Schlafräumen
und Mensen mit entsprechenden Küchen erlaubt.
Küchen und Schlaftrakte müssen eigene Brand-
abschnitte bilden.

(6) Schulbibliotheken zählen nicht zu den besonde-
ren Gefahrenbereichen, es sei denn, der Papier-
inhalt überschreitet die Menge von 5,00 t.
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92. Eingänge und Notausgänge der unterirdischen
Strukturen

!II

11\

I
I(1) Was die Turnhallen, die Aula Magna oder jene

Räume betrifft, welche nicht für öffentliche Ver-
anstaltungen verwendet werden und nicht mehr
als hundert Personen aufnehmen können, sind
folgende Vorschriften einzuhalten:
a) Die Türen der Haupteingänge, die Haupt-

stiege und die Treppenpodeste müssen eine
Mindestbreite von 1,50 m aufweisen;



wtsblatt Nr. 15/I-ll vom 7.4.2009
so

zusätzlich zum Haupteingang muss ein Not-
ausgang für jeden einzelnen Großraum wie
Turnhalle, Aula Magna, usw. mit einer Brei-
te von 1,20m vorhanden sein;
gegenüber dem Haupteingang des Raumes
muss an der Wand gut sichtbar ein Schild
mit dem Hinweis angebradlt sein, dass sich
nicht mehr als hundert Personen im Raum
aufhalten dürfen.

(2) Was hingegen jene Räumlichkeiten betrifft, wel-
che für öffentliche oder Sportveranstaltungen
bestimmt sind, finden die einschlägigen Rechts-
vorschriften über Bauten für öffentliche Veran-
staltungen Anwendung. Es muss dafür die Unbe-
denklichkeitserklärung der Landeskommission
für öffentliche Veranstaltungen eingeholt wer-
den.

b)

c)

93. Sonderbestimmungen für elektrische Anlagen

(1) Schulen mit mehr als 100 Personen sind Einrich-
tungen, die der Brandschutzkontrolle unterlie-
gen. Sie werden gemäß elektrotechnischen Nor-
men als brandgefährdete Betriebsstätten einge-
stuft und es sind somit die normspezifischen
Vorschriften einzuhalten. Im Besonderen gilt:

Die gesamte elektrische Anlage muss mittels
einer Schaltvorrichtung, die in der Nähe des
Haupteinganges betätigt werden kann.
spannungsfrei geschaltet werden können;
in Räumen, deren Brandbelastung höher als
30 kg/m2 i!!t,in Eingangshallen, Gängen
l}nd Stiegenhäusern, an Rampen und Ver-
kehrswegen im Allgemeinen.und in den be-
sonderen Gefahrenbereichen, wie in Artikel
90 Absätze 2 und 3 definiert. ist die Installa-
tion einer automatischen Brandmeldeanlage
vorzusehen. Die Brandmeldeanlage soll an
die Landesnotrufzentrale angeschlossen
sein;
es ist ein Alarmsystem zu installieren, das
sämtliche Gebäudeinsassen im Falle eines
Brandes oder bei sonstigen Notsituationen
auf die Gefahr aufmerksam macht. In Schu-
len mit bis zu 500 Personen ka1Ü1für diese
Funktion die normale Schulglockenanlage,
jedoch mit differenziertem Klang, verwen-
det werden, während in Schulen mit über
500 Personen eine Beschallungsanlage nach
den europäischen Sicherheitsrichtlinien zu
errichten ist. Die gesamte Anlage muss von
einem besetzten Raum aus überwacht und
betätigt werden.

(2) Für folgende elektrische Anlagen muss auf jeden
Fall eine Stromzufuhr von wenigstens sechzig
Minuten gewährleistet sein:

a)

b)

c)
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a)
b)

Notbeleuchtung,
Lautsprecheranlagen zur Übermittlung von
Durchsagen an die Insassen des Schulge-
bäudes,
Brandmeldeanlage.c)

(3) Eine Blitzschutzanlage muss nur in den Fällen
installiert werden, die in den geltenden einschlä-
gigen Normen vorgesehen sind, wobei die dort
angeführten Bestimmungen zu beachten sind.

(4) Im Schulgebäude müssen die vorgeschriebenen
genormten Hinweisschilder angebracht sein, um
auf die Ausgänge oder andere Sicherheitsvorkeh-
rungen hinzuweisen. Die Schilder müssen über
die Notstromanlage beleuchtet sein.

94. Löschanlagen und Geräte

(1) Im Schulgebäude müssen Haspeln installiert
werden, mit Ausnahme der besonderen Gefah-
renbereiche, wo geeignete Löschsysteme vorge-
sehen werden müssen.

(2) Es müssen zugelassene Handfeuerlöscher sicht-
bar und leicht zugänglich in der Nähe der Stie-
genhäuser und der Gänge installiert werden, die
zu den verschiedenen Räumen führen. Der ma-
ximale Abstand zwischen den Geräten darf nicht
größer als 50,00 m sein. Es muss ein Feuerlö-
scher 21 A 113 B für je 100,00 m2 Fußbodenflä-
che oder einen Bruchteil davon vorhanden sein.
Es müssen aber wenigstens zwei davon je Ge-
schoss angebracht sein.

ABSCHNm II1-Normen filr die bestehendenSchulen

95. Merkmale

(1) Bei bereits bestehenden Schulen, in denen die
Trennung in Brandabschnitte RE 60 zwischen
Räumen für Schulzwecke und denen mit anderer
Zweckbestimmung nicht realisierbar ist, dürfen
nicht folgende andere Tätigkeiten vorhanden
sein: Hotels, Krankenhäuser, Kliniken, Super-
markts, Kaufhäuser, Warenhäuser, Lokale für öf-
fentliche Veranstaltungen, Firmen und Büros, in
denen mehr als fünfzig Beschäftigte arbeiten. Für
besondere Gefahrenbereiche, wie in Artikel 90
Absätze 2 und 3 definiert, sind Brandabschnitte
RE60 erforderlich.

(2) In den besonderen Gefahrenbereichen und in
Eingangshallen, Gängen und Stiegenhäusern so-
wie an Rampen und Verkehrswegen im Allge-
meinen muss eine automatische Brandmeldean-
lage installiert sein.
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96. Maßnahmen für die Räumung im Notfall

(1) Im Erdgeschoss müssen immer wenigstens zwei
unabhängige Ausgänge vorhanden sein.

(2) Die Breite der Ausgänge richtet sich nach der
größten Anzahl von Insassen und muss ein Ver-
hältnis von 1 cm je Person aufweisen. Es ist eine
Mindestbreite von 90 cmzulässig. AlleTüren, die
sich entlang der Fluchtwege befinden, müssen
nach außen in Fluchtrichtung zu öffnen sein und
mit panikverschlüssen ausgestattet sein. Die Tü-
ren der Innenräume können auch nach innen
aufgehen.

(3) Wenn die Länge der Fluchtwege über 30,00 m
und bis zu 45,00 m beträgt, müssen die beste-
henden Stiegenhäuser belüftet sein. Für Längen
von über 45,00 m bis zu 60,00 m ist ein belüfte- .
tes geschütztes Stiegenhaus vorgeschrieben. Bei
über 60,00 m Länge der Fluchtwege ist eine
rauchsichere Stiege (Zugang durch rauchsicheren
Filter gemäß Ministerialdekret vom 30. Novem-
ber 1983) oder eine externe Sicherheitstreppe
vorgeschrieben. Unter belüftetem Stiegenhaus
versteht man eine Stiege mit einer oben liegen-
den Lüftungsöffnung mit einer Mindestfläche
von 1 m2, welche vom Eingangs- oder Stiegen-
zugangsbereich aus zu öffnen ist.

97. Alarmanlagen

(1) Bezüglich der Alarmanlagen finden die Bestim-
mungen von Artikel 93 Anwendung.

98. .Beschaffenheit der elektrischen Anlagen

(1) Die elektrische Anlage muss so realisiert sein,
dass sie folgendes gewährleistet:
a) Schutz vor direkter und indirekter Berüh-

rung,-
b) Schutz vor Überstrom,
c) Schutz vor Hitze und Brand.

(2) Die gesamte elektrische Anlage muss mittel
einer Schaltvorrichtung, die in der Nähe de
Haupteinganges betätigt werden kann, span
nungsfrei geschaltet werden können.

(3) Auf die Notstromanlage finden die Rechtsv01
schriften von Artikel 92 Anwendung.

99. Blitzschqtzanlage

(1) Bezüglichder Blitzschutzanlagefinden die Recht
vorschriften von Artikel93 Absatz 3 Anwendun~
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100. Löschanlagen und Geräte in bestehenden Schu-
len

(1) In Schulgebäuden und einschlägig verwendeten
Räumen muss ein Netz von Haspeln oder Hy-
dranten installiert werden.

(2) Bezüglich der Installation von Feuerlöschgeräten
wird auf Artikel 94 Absatz 2 verwiesen.

(3) Die Gebäude müssen bis zum 31. Dezember 2009
diesen Bestimmungen angepasst werden.

ABSCHNm W -Sicherheitsnormenfilr Schulen
mit bis zu 100Personen

101.~geEneines

(1) Die Breite der Ausgänge muss im Verhältnis von
1,00 cm je Person stehen und wenigstens 90,00
cm betragen.

(2) Die Elektroanlagen müssen die Merkmale laut
Artikel 98 aufweisen, wenn es sich um bestehen-
de Schulen handelt. Bei neuen Schulen sind die
Merkmale nach Artikel 93 zu beachten.

(3) Es müssen Feuerlöscher gemäß Artikel 94 Absatz.
2 installiert werden.

(4) Die bestehenden Gebäude müssen innerhalb 31.
Dezember 2009 den einschlägigen Bestimmun-
gen angepasst werden.

ABSCHNm V -Ausnahmegenehmigungen
und Betriebsvorschriften

102. AusnahmegenehEnigungen

(1) Sollte für Schulen mit mehr als 100 Personen
irgendeine der vorliegenden Vorschriften aus
technischen oder funktionellen Gründen nicht
berücksichtigt werden können, kann bei der zu-
ständigen Dienststellenkonferenz für Brand- und
Zivilschutz ein begründeter Antrag auf Ausnah-
mebewilligungmit Lösungsvorschlägenmit gleich-
wertiger Sicherheit eingereicht werden.

(2) Die Anträge müssen mit einem vollständigen
Projekt über den vorbeugenden Brandschutz und
einem ausführlichen erläuternden Bericht verse-
hen sein.

103. BeniebsvorschrüIen

(1) Für die Beachtung der Normen dieses Artikels ist
der Direktor/die Direktorin der Schule verant-
wortlich. Die verantwortliche Person muss dar-
auf achten, dass:
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a) in Räumen, wo entzündbare oder leicht
brennbare Substanzen aufbewahrt oder be-
nützt werden, das Rauchen und das Arbei-
ten mit offenen Flammen verboten sind,
gefährliche Stoffe nur in Lagerräumen oder
im Freienumgefüllt werden,

b)

c) bei Unterrichtsschluss die Hauptzufuhr flüs-
siger oder gasförmiger Brennstoffe für Gerä-
te und Werkzeuge durch ein Absperrventil
unterbrochen wird, das mit gut sichtbaren
Hinweisschildern gekennzeichnet ist,

d) in Archiven und Lagern das Material über-
sichtlich und so angeordnet wird, dass dabei
Durchgänge mit einer Mindestbreite von
0,80 m frei bleiben,
die Ausgänge ständig von jeglichem Mate-
rial freigehalten werden,
es verboten ist, während der Schulzeit die
Funktionsfähigkeit der Notausgänge und die
Möglichkeit. diese leicht zu öffnen, in ir-
gendeiner Weise zu beeinträchtigen.
alle Sicherheitseinrichtungen und -anlagen
periodisch laut geltenden Rechtsvorschrif-
ten oder Normen oder laut Angaben des
Herstellers überprüft werden, damit ihre Be-
triebssicherheit gewährleistet ist,
Filter und andere Stellen an allen Anlagen
und in allen Räumen, wo sich Staub ansam-
meln kann, besonders Werkräume, Werk-
stätten, Belüftungs- und Klimaanlagen, re-
gelmäßig gereinigt werden, um zu verhin-
dern, dass sich Ablagerungen bilden, welche

, Brände und Explosionen verursachen könn-
ten,
die Anlagen im Allgemeinen weder verän-
dert noch umfunktioniert werden,
in Zusammenarbeit mit der örtlichen Feu-
erwehr ul}dzu Lasten der zuständigen Ver-
waltung eine. Räumungsordnung erstellt
wird und eine Kopie davon am Eingang der
Schuleausgehängt und eine weitere der ört-
lichen Feuerwehr und dem Landesamt für
Brandschutz übermittelt wird.

e)

f)

g)

h)

i)

j)

k) zu Beginn des Schuljahres Schüler und Schü-
lerinnen, Lehrpersonen und Personal über
die vorliegenden Betriebsyorschriften und
das Verhalten im Brandfall informiert wer-
den. Bei dieser Gelegenheit muss eine Räu-
mungsübung durchgeführt werden, wobei
man si~heventuell auf die Mitarbeit der ört-
lichen Feuerwehr stützen kann,
die Verhaltensnormen im Brandfall in der
Eingangshalle leserlich ausgehängt werden.

1)
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(2) Die verantwortliche Person muss ein ständig
aktualisiertes Register führen, in dem die peri-
odischen Kontrollen zum Sicherheitsmanagement
der Schulgebäude sowie das. Datum der Räu-
mungsübung notiert werden müssen.

KAPITEL V

Organisationskonzept
und Genehmigungsverfahren

104.0rganisationskonzept mit pädagogischer Aus-
richtung und mit Entwicklungsdaten der Schule

(1) Vor Beginn der Planung eines Schulbaues ist ein
Organisationskonzept mit pädagogischer Aus-
richtung und mit der voraussehbaren Entwick-
lung der Schule zu erstellen. Dabei sind folgende
Daten zu berücksichtigen:

a) die Ausrichtung der Schule und ihre mögli-
chen zukünftigen Aufgaben,
die Entwicklung der Geburten und Schüler-
zahlen des betreffenden Einzugsgebietes
aufgrund der Zahlen über Geburten, Vor-
schulkinder und Schulpflichtige, Zu- bzw.
Abwanderung sowie Wohnbautätigkeit,

b)

c) die voraussichtliche Entwicklung der Schü-
lerzahlen bezogen auf die folgenden 5 Jahre,
wobei auch ein Aufschlag als Reserve vorzu-
sehen ist,
die Anzahl der erforderlichen Lehrpersonen
und des Verwaltungspersonals. Wenn für
die Planung als Berechnungsgrundlage auch
die Anzahl der Lehrpersonen herangezogen
wird, so nur die Vollzeitstellen, erhöht um
30%,

d)

e) besondere Bedürfnisse der Nutzer und Nut-
zerinnen und außerschulische Nutzung" die
eigens zu berücksichtigen und beschreiben
sind,
die Anzahl der Kinder je Kindergartenabtei-
lung und die gemäß Artikel 8 Absatz 3 be-
stimmte Schülerzahl je Klasse.

f)

g) die Berechnung der Nutzflächen von Klas-
senräumen, wobei von einer Mindestanzahl
von 16 SchülernjSchülerinnen je Klasse aus-
gegangen werden soll.

105. Bauleitplan

(1) Der Projektierung eines Kindergartens oder eines
Schulgebäudes muss die Eintragung der notwen-
digen Fläche im Bauleitplan vorausgehen. Dabei
sind die allgemeinen Anforderungen an die Lage
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des Schulgebäudes gemäß Artikel 3 sowie an die
Größe der Grundstücksfläche gemäß Artikel 11
zu berücksichtigen.

(2) Außerdem sind auch die baulichen Entwicklungs-
möglichkeiten zu untersuchen.

106.Raurnnprogranun

(1) Vor Beginn der Planung muss der Bauherr bei
Neu- und Erweiterungsbauten für die Ausarbei-
tung eines Raumprogramms gemäß Artikel 15
sorgen. Dabei sind die Raumprogramme zu be-
achten, die in dieser Verordnung und deren An-
hängen je nach Schultyp vorgesehen sind. We-
sentliche Abweichungen von diesem Raumpro-
gramm sind ausführlich zu begründen.

(2) Das Raumprogramm muss sich auf zuverlässige
Angaben über die bisherige und künftige Ent-
wicklung der Schülerzahlen stützen, wie im Or-
ganisationskonzept gemäß Artikel 104 vorgese-
hen.

(3) Bei der Ausarbeitung des Raumprogramms sind
vom Bauherrn folgende Personen mit einzube-
ziehen:
a) der jeweils zuständige Direktor oder die je-

weils zuständige Direktorin der Schule,
b) der Direktor oder die Direktorin der zustän-

digen Abteilung der Landesverwaltung,
c) der Direktor oder die Direktorin der Abtei-

lung Hochbau.und technisch~r Dienst des
Landes, .

d) bei Kindergärten der Kindergarteninspektor
, oder die Kindergarteninspektorin und der

zuständige Kindergartenciirektor oder die
zuständige Kindergartendirektorin.

107. Der Bauentwurf

(1) Auf Grund des. im Raumprogramm ermittelten
Bedarfs wird der Bauentwurf ausgearbeitet.

(2) Zum Bauentwurf ist auch eine überschlägige
Berechnung der Baukosten und ein erster Inve-
stitiönsplan für die Planungs- und Bauphasen zu
erstellen.

(3) Der Bauentwurf ist gemäß den Vorschriften über
die öffentlichen Arbeiten und gemäß den jewei-
ligen Gemeindebauordnungen auszuarbeiten.

108. Machbarkeitsstudie, Vorprojekt und Ausführungs-
projekt

(1) Nach Erstellung des Raumprogramms ist bei
komplexen Baustrukturen auch eine Machbar-
keitsstudie zu erstellen.
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(2) Der Technische Landesbeirat überprüft das Vor-
projekt und das Ausfiihrungsprojekt unter päd-
agogischen, funktionellen, architektonischen und
wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Neben der
Eignung des Grundstückes überprüft der Beirat
auch, ob die Vorgaben der einschlägigen Rechts-
vorschriften eingehalten werden und ob beste-
hende Gebäude geeignet sind, zu Schulgebäuden
umgebaut zu werden. Außerdem soll geprüft
werden, ob ein Umbau oder eine Erweiterung
sinnvoll ist.

(3) Gegen die Entscheidung des Technischen Lan-
desbeirates kann bei der Landesregierung Ein-
spruch erhoben werden.

109. Ausnahmen

(2) Der Landesrat für Bauten kann in besonderen
Fällen, nach Einholen des im Landesgesetz vom
21. Oktober 1992,Nr. 38, vorgesehenen positiven
Gutachtens, Abweichungen von den Schulbau-
richtlinien genehmigen. Die Zuständigkeiten-auf
dem Gebiet der Brandverhütung laut Artikel 11
des Landesgesetzes vom 16. Juni 1992, Nr. 18
bleiben unverändert aufrecht.

110. Planungs- und Ausführungsphase

(1) Am Projektmanagement beteiligen sich je eine
Vertretung des zuständigen Schulamtes und der
zuständigen Landesabteilung sowie der Direktor
bzw. die Direktorin der betroffenen Schule oder
des betroffenen Kindergartens.

(2) Vor der Ausschreibung für den Erwerb der Aus-
stattung und Einrichtung der Schule muss vom
zuständigen Schulamt bzw. von der zuständigen
Landesabteilung eine Unbedenklichkeitserklä-
rung eingeholt werden. Die Führungskräfte der
einzelnen Schulen bzw. Kindergärten sind mit
einzubeziehen.

111. Autbebung

(1) Die Durchfiihrungsverordnung zum Landesge-
setz vom 21. Juli 1977, Nr. 21, erlassen mit De-
kret des Landeshauptmanns vom 14. Jänner
1992, Nr. 2, ist aufgehoben.


